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Liebe Leser:innen,

wir freuen uns, Ihnen die neue Ausgabe unseres Tax and Law Magazine vorstellen  

zu dürfen!

Schwerpunkt des aktuellen Heftes ist das kürzlich beschlossene Abgabenänderungs- 

gesetz 2023 (AbgÄG 2023), das einige wichtige steuerliche Änderungen mit sich bringt. 

Unter anderem wurden im Bereich der Umgründungen steuerliche Begleitregelungen 

zum EU-Umgründungsgesetz (EU-UmgrG) umgesetzt, Besteuerungsregelungen für 

Anteilinhaber bei Verschmelzungen und Spaltungen erweitert und das Umgründungs-

steuergesetz (UmgrStG) modernisiert und an die Umgründungspraxis angepasst.  

Durch das CESOP-Umsetzungsgesetz 2023 im Rahmen des Abgabenänderungsgeset-

zes 2023 kommt es auch zu Neuerungen im Bereich des Finanzstrafrechts. 

Darüber hinaus behandelt die aktuelle Ausgabe den neulich veröffentlichten Ministerial-

entwurf des Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetzes 2023, der die Schaffung einer  

Flexiblen Kapitalgesellschaft oder Flexible Company („FlexKapG“ bzw. „FlexCo“) vor-

sieht. Die FlexCo soll insbesondere für Gründer:innen und Start-ups eine international 

wettbewerbsfähige Kapitalgesellschaftsform bieten. Weiters bieten wir einen Überblick 

über den Ministerialentwurf des Start-up-Förderungsgesetzes, das steuerliche Begüns-

tigungen für Mitarbeiterbeteiligungen an Start-ups vorsieht.

Im Tax-Teil dieser Ausgabe 昀椀nden Sie außerdem Beiträge zur umsatzsteuerlichen 
Behandlung des E-Charging sowie zum Vorschlag zu einer Vereinfachung der Quellen-

steuerentlastung/-erstattung in der EU.

Im Law-Teil geben unsere Expert:innen von EY Law einen Überblick über die virtuelle 

Gesellschafterversammlung und die Urlaubsverjährung im Lichte der jüngsten 

EuGH-Rechtsprechung.

Wir wünschen Ihnen viel Freude mit dieser Ausgabe des Tax and Law Magazine.

 

Tax & Law
Magazine

Mag. Dominik Novak Dr. Patrick Plansky
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Abgabenänderungs-
gesetz 2023 
Das Abgabenänderungsgesetz (AbgÄG 2023) wurde am 21.07.2023 im Bundesgesetzblatt (BGBl. I Nr. 110/2023) 

veröffentlicht. In diesem Artikel 昀椀ndet sich ein Überblick zu ausgewählten Details der Neuerungen.

Einkommensteuergesetz

Betriebliche Einkünfte aus Kryptowährungen

Mit dem AbgÄG 2023 wird die bisherige Verwaltungspraxis  

für den betrieblichen Bereich klargestellt, dass einerseits  

Einkünfte aus Staking, Airdrops, Bounties und Hardforks erst 

bei späterer Veräußerung steuerlich erfasst werden und ande-

rerseits der Tausch einer Kryptowährung gegen eine andere 

Kryptowährung zu keiner sofortigen Besteuerung führt.

Befreiung für Photovoltaikanlagen

Die Steuerbefreiung für Photovoltaikanlagen wurde geändert, 

sodass ein leistungsfähigeres Modul zur privaten Eigenver-

sorgung nicht zum vollständigen Entfall der Befreiung für die 

Überschusseinspeisung führt. Der erhöhte Grenzwert für die 

Engpassleistung wurde mit einem Grenzwert für die Anschluss-

leistung kombiniert. Damit greift die Befreiung auch, wenn  

die Engpassleistung bis zu 35 kWp beträgt, wenn gleichzeitig 

die vertraglich vereinbarte Anschlussleistung 25 kWp nicht 

übersteigt.

Entnahme von Gebäuden zum Buchwert

Bislang erfolgte die Entnahme von Gebäuden aus dem Betriebs-

vermögen mit dem Teilwert, wodurch es zu einer Entnahme-

besteuerung kam. Grund und Boden werden hingegen zum Buch-

wert entnommen, eine Besteuerung der stillen Reserven 

erfolgt erst bei späterer Veräußerung. Seit 01.07.2023 erfolgt 
auch die Entnahme von Gebäuden zum Buchwert. Aus diesem 

Grund entfällt die Gebäudebegünstigung bei Betriebsveräuße-

rung/-aufgabe und die Herstellerbefreiung wurde auf im 

Privat vermögen hergestellte Gebäude eingeschränkt. Darüber 

hinaus kann anstelle des Besteuerungsaufschubs freiwillig 

eine (abschließende) Besteuerung der stillen Reserven im 
 Rahmen des Aufgabegewinns herbeigeführt werden, indem  

in den in § 37 Abs. 5 EStG genannten Fällen das Gebäude  

bei Betriebsaufgabe mit dem gemeinen Wert angesetzt wird 

(Hälftesteuersatz). 

Einlagen in eine Personengesellschaft

Mit dem AbgÄG 2023 wurde die bisherige Verwaltungspraxis 

klargestellt, dass es bei der Übertragung von Wirtschafts-

gütern aus dem Privatvermögen in das Vermögen einer Per-

sonengesellschaft zu einer Einlage und zu einer Veräuße - 
rung kommt. Hinsichtlich der Beteiligungsquoten der anderen Fo
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Gesellschafter (Fremdquote) liegt eine Veräußerung vor,  
unabhängig davon, ob die Übertragung entgeltlich erfolgt. 

Hinsichtlich der eigenen Beteiligungsquote (Eigenquote)  

liegt ein neutraler Einlagevorgang vor, sofern Vorsorge getrof-

fen wird, dass es zu keiner endgültigen Verschiebung der  

Steuerbelastung kommt.

In diesem Zusammenhang wurde ferner beschlossen, dass es 

bei einem „verunglückten“ (nicht vom UmgrStG gedeckten) 

Zusammenschluss nicht mehr zur Realisierung sämtlicher stiller 

Reserven kommt, sondern nur im Ausmaß der Fremdquote.

Zurechnung und KESt bei zentralverwahrten Aktien

Die Zurechnung von Dividenden sowie die Anrechnung und 

Rückerstattung von KESt bei zentralverwahrten Aktien sind 

nur noch unter bestimmten Voraussetzungen möglich. Für  

die Zurechnung der Einkünfte wird wirtschaftliches Eigentum 

an den Anteilen am Ende des Record-Tages (erster Handelstag 

nach erstmaligem Handel ohne Auszahlungsanspruch) ver-

langt. Für die volle Anrechnung und Rückerstattung etwaiger 

KESt muss der:die Steuerp昀氀ichtige angemessenes wirtschaft-
liches Risiko tragen und eine Mindesthaltedauer von 45 Tagen 

erfüllen. Diese Bestimmungen sind nicht anzuwenden, wenn 

die entsprechenden Einkünfte im Veranlagungszeitraum nicht 

mehr als 20.000 Euro betragen. 

Veranlagungsbezogene Besteuerungswahlrechte  

und Anträge

Im Interesse der Rechtssicherheit und Rechtsvereinheitlichung 

wurde eine Generalnorm zur Wahrnehmung von veranlagungs-

bezogenen Besteuerungswahlrechten und zu den entsprechen-

den Anträgen eingeführt. Diese Wahlrechte sind demnach in 

der Steuererklärung auszuüben, wenn sie die veranlagte Steuer 

betreffen und dies auf dem amtlichen Vordruck oder im Rah-

men der automationsunterstützten Datenübertragung vorge-

sehen ist. Bisher gab es verschiedene Regelungen, wann und 

wie die diversen Wahlrechte auszuüben und entsprechende 

Anträge zu stellen waren. Weiters wurde verankert, dass 

Besteuerungswahlrechte nach Maßgabe der verfahrensrecht- 
lichen Vorschriften nach erstmaligem Eintritt der Rechtskraft 

nachträglich ausgeübt bzw. die entsprechenden Anträge ge- 

ändert bzw. zurückgezogen werden können. 
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Körperschaftsteuergesetz  
zu Privatstiftungen

Nach dem Erkenntnis des VwGH vom 17.11.2022, Ra 2021/ 

15/0053 zur Übertragung stiller Reserven aus der Betei-

ligungsveräußerung einer Privatstiftung stellt eine Kapital-
erhöhung bei einer bereits 100-prozentigen Tochtergesell-

schaft nicht die vom Gesetz geforderte „Neuanschaffung“ dar. 

Die dazu in den Stiftungsrichtlinien vertretene Verwaltungs-

meinung sei daher als obsolet anzusehen. Gleichzeitig führte 

das VwGH-Erkenntnis zu zahlreichen Unsicherheiten hinsicht-

lich bis dahin im Vertrauen auf die Stiftungsrichtlinien getätig-

ter und — im Lichte der aktuellen VwGH-Rechtsprechung — 

nicht tauglicher Ersatzinvestitionen.

Mittels einer Übergangsbestimmung wurde im AbgÄG 2023 

rückwirkend ab der Veranlagung 2001 Rechtssicherheit für 

„Altfälle“ (Beteiligungsveräußerungen vor dem 01.01.2023) 
geschaffen. Stille Reserven werden auch dann wirksam über-

tragen, wenn durch eine geeignete Maßnahme ein zusätzlicher 
Anteil von nicht mehr als 10 Prozent erworben wird. Dabei gilt: 

• Als geeignete Maßnahme gelten sowohl Kapitalerhöhungen 
als auch die Erhöhung von Partizipationskapital oder 

 Substanzgenussrechten und auch in diesem Zusammenhang 

geleistete Einlagen. 

• Die geeignete Maßnahme musste vor dem 01.05.2023 
beschlossen werden und

•  die Privatstiftung danach insgesamt einen Anteil von 
mehr als 10 Prozent halten oder

•  das Grund- bzw. Stammkapital wird bei einer Kapital-
erhöhung um insgesamt mehr als 10 Prozent erhöht und 

der Anteil der Privatstiftung wird dadurch nicht ver-

wässert. Das heißt, die Privatstiftung macht von ihrem 
Bezugsrecht vollen Gebrauch. 

TOP | Abgabenänderungsgesetz 2023

Demnach ist die Übertragung stiller Reserven auch im Zuge 

einer Kapitalerhöhung bei einer bereits bestehenden 100-pro-

zentigen Beteiligung möglich. Die für Altfälle bereits erklärte/

veranlagte Übertragung stiller Reserven führt dementsprechend 

zu einer Kürzung der Anschaffungskosten bei der Ersatzbetei-

ligung und erhöht die Bemessungsgrundlage für die Zwischen-

steuer im Falle einer späteren Veräußerung (ohne Übertragung 
stiller Reserven).

Umsatzsteuergesetz 

Keine Steuerschuld kraft Rechnung an 

Endverbraucher:innen

In Umsetzung des EuGH-Urteils Rs. C-378/21, P-GmbH sieht 

das UStG künftig vor, dass Umsatzsteuer nicht kraft inkorrekter 

Rechnungsausstellung geschuldet wird, wenn keine Gefähr-

dung des Steueraufkommens vorliegt, weil die Lieferung oder 

sonstige Leistung ausschließlich an Endverbraucher:innen 
erbracht wurde, die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind.

Aufzeichnungsp昀氀ichten hinsichtlich „CESOP“
Mit dem CESOP-Umsetzungsgesetz 2023 werden Zahlungs-

dienstleister ab 01.01.2024 dazu verp昀氀ichtet, detaillierte Auf-
zeichnungen über bestimmte grenzüberschreitende Zahlun-

gen zu führen. Mit dieser Maßnahme wird die EU-RL 2020/284 
des Rates vom 18.02.2020 umgesetzt. Ziel ist insbesondere 

die Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs. Die Details dieser 

Aufzeichnungsp昀氀ichten werden im neu eingeführten § 18a 
UStG geregelt; eine entsprechende Verordnung betreffend 

elektronische Übermittlung ist ebenfalls vorgesehen.

Grenzüberschreitend ist eine Zahlung, wenn sich der Ort 

des:der Zahlenden in einem Mitgliedstaat und der Ort des Zah-

lungsempfängers in einem anderen EU-Staat oder einem Dritt-

land be昀椀ndet. Als Zahlungsdienstleister sollen insbesondere 
Kreditinstitute, Zahlungsinstitute, E-Geld-Institute und die 

Keine Steuerschuld kraft Rechnung an Endverbraucher:innen Details der Aufzeichnungsp昀氀ichten werden im neu eingeführten  
§ 18a UStG geregelt
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Österreichische Post AG gelten; die Verp昀氀ichtung wird grund-

sätzlich alle an einer Zahlung beteiligten Zahlungsdienstleister 

betreffen. Die aufzuzeichnenden Informationen beziehen  

sich auf den Finanztransfer; relevant wird die Zahlung des:der 

ursprünglichen Zahlenden an den endgültigen Zahlungsemp-

fänger und nicht Informationen über Zwischenübertragungen 

zwischen den Zahlungsdienstleistern.

Aufzeichnungsp昀氀ichtig werden jene grenzüberschreitenden 
Zahlungen sein, die auf wirtschaftliche Tätigkeiten hindeuten. 

Die Aufzeichnungsp昀氀icht greift daher nur, wenn ein Zahlungs-

dienstleister während eines Kalendervierteljahres mehr als  

25 grenzüberschreitende Zahlungen an denselben Zahlungs-

empfänger tätigt (Schwellenwert pro Mitgliedstaat). 

Aufzuzeichnen sind u. a. die BIC des Zahlungsdienstleisters, 

Name, IBAN, UID-Nummer und Adresse des Zahlungsemp-

fängers, die BIC des Zahlungsdienstleisters des Empfängers, 

Datum, Uhrzeit, Betrag und Währung, Bezugnahme der 

 Zahlung und der Mitgliedstaat, aus dem die Zahlung stammt.

Finanzstrafrecht

Die Neuerungen durch das AbgÄG 2023 betreffen die Verlän-

gerung der Verjährungsfrist auf zehn Jahre für Abgabenbetrug 

(bei einem strafbestimmenden Wert über 500.000 Euro) und 

für grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrug. Der strafbe-

stimmende Wert für vom Gericht zu ahndenden Finanzverge-

hen wurde von 100.000 auf 150.000 Euro angehoben (bei 

grenzüberschreitendem Umsatzsteuerbetrug von 50.000 auf 

75.000 Euro).Fo
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Der strafbestimmende Wert für vom Gericht zu ahndenden Finanzvergehen wurde von 100.000 auf 150.000 Euro angehoben
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Änderungen  
im Umgründungs- 
steuerrecht 
durch das Abgabenänderungsgesetz 2023 
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Den Vorgaben der EU-Mobilitätsrichtlinie folgend regelt das 

EU-UmgrG erstmals die grenzüberschreitende Sitzverlegung 

sowie grenzüberschreitende Auf- und Abspaltungen zur 

 Neugründung und reformiert die Vorschriften zur grenzüber-

schreitenden Verschmelzung. 

Grenzüberschreitende Auf- und Abspaltungen  

zur Neugründung

Vor dem Hintergrund des EU-UmgrG wurde das UmgrStG um 

steuerliche Regelungen erweitert, die analog zu den bestehen-

den Regelungen für Verschmelzungen einer etwaigen spal-

tungsbedingt eintretenden Einschränkung („Export-Spaltung“) 

bzw. Entstehung („Import-Spaltung“) des österreichischen 

Besteuerungsrechts Rechnung tragen sollen. 

Zu einer Entstrickungsbesteuerung kommt es bei einer Export-

Spaltung gem. § 32 Abs. 1a UmgrStG nur insoweit, als hin-

sichtlich der stillen Reserven, einschließlich eines allfälligen 
Firmenwerts, das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 

beim Rechtsnachfolger eingeschränkt wird. Handelt es sich 

beim Rechtsnachfolger um eine EU-/EWR-Körperschaft, kann 

die spaltende Körperschaft die Möglichkeit einer Ratenzahlung 

beantragen. 

Bei einer Import-Spaltung ist gem. § 34 Abs. 1a UmgrStG spal-

tungsbedingt übernommenes Vermögen mit dem gemeinen 

Wert anzusetzen, sofern das Besteuerungsrecht in Österreich 

erstmalig entsteht. Im Falle eines Re-Imports von Vermögen 

nach Österreich werden die fortgeschriebenen Buchwerte, 

höchstens aber die gemeinen Werte des wieder importierten 

Vermögens übernommen. 

Diese Regelungen sind erstmalig auf Umgründungen anzu-

wenden, die nach dem 31.01.2023 beschlossen wurden.

 

Grenzüberschreitende „Ausgliederungen“  
i. S. d. § 47 Z. 5 EU-UmgrG

Unter „Ausgliederung“ ist die grenzüberschreitende Übertra-

gung von Vermögen durch eine Kapitalgesellschaft auf eine 

oder mehrere neu gegründete Kapitalgesellschaften innerhalb 

der EU zu verstehen. Als Gegenleistung werden Anteile der  

neu gegründeten (übernehmenden) Gesellschaft(en) an die 

einbringende Gesellschaft gewährt.

Da Anteile an der übernehmenden Körperschaft an den  

Einbringenden und nicht — wie bei einer Spaltung — an  

die Anteilseigner gewährt werden, wird die grenzüberschrei-

tende Ausgliederung für steuerliche Zwecke als Einbringung 

gem. Art. 3 UmgrStG behandelt. Die Neuregelung ist auf 

Umgründungen, die nach dem 31.01.2023 beschlossen wur-

den, anzuwenden.

Grenzüberschreitende Sitzverlegung

Das AbgÄG 2023 sieht keine gesonderten Regelungen für 

grenzüberschreitende Sitzverlegungen vor, da es sich um einen 

identitätswahrenden Rechtsformwechsel ohne Vermögens-

übertragung handelt. Für den Fall der Steuerentstrickung ist  

§ 6 Z. 6 EStG maßgeblich.

Mit 21.07.2023 ist das Abgabenänderungsgesetz 2023 (AbgÄG 2023) mit Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft 

 getreten. Im Bereich des Umgründungssteuergesetzes (UmgrStG) wurden damit steuerliche Begleitregelungen zum  

EU-Umgründungsgesetz (EU-UmgrG) umgesetzt, Besteuerungsregelungen für Anteilsinhaber bei Verschmelzungen und 

Spaltungen erweitert sowie das UmgrStG modernisiert und an die Umgründungspraxis angepasst. 

Steuerliche Begleitregelungen zum EU-Umgründungsgesetz

A GmbH A GmbH

X2

X2

BS2

BS2

BS1 BS1
NewCo
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Mit dem Ziel der Schließung von Regelungslücken und der 
Anpassung an die Erfahrungen mit der (grenzüberschreit en-

den) Umgründungspraxis wurden die für Verschmelzungen und 

Spaltungen geltenden Entstrickungsregelungen auf Anteils- 

inhaberebene verschärft. 

Neben der bereits bisher bestehenden Verstrickungsein-

schränkung bei Downstream-Verschmelzungen gem. § 5   

Abs. 1 Z. 4 UmgrStG (d. h. Downstream-Verschmelzung einer 

österreichischen Kapitalgesellschaft mit ausländischen 

Verzicht auf Anteilsgewähr — Erweiterung des  

§ 19 Abs. 2 UmgrStG um Z. 6

Bisher waren Einbringungen, wenn mehrere Personen im sel-

ben Verhältnis am einzubringenden Vermögen und an der 

übernehmenden Körperschaft beteiligt sind, nicht mit Anteils-

verzicht möglich, sodass aufgrund von § 19 Abs. 2 Z. 2 

UmgrStG zwingend eine tatsächliche — zumindest geringfügige —  

wechselseitige Abtretung von Anteilen an der übernehmenden 

Körperschaft durch die Einbringenden erfolgen musste, da 

andernfalls die Anwendungsvoraussetzungen des Art. 3 

UmgrStG verletzt worden und die Einbringung verunglückt 

wäre. Dies führte in der Praxis zu unnötigen Zusatzkosten,  

weil die Abtretung von GmbH-Anteilen notariatsaktp昀氀ichtig  
ist. Zudem haben die für steuerliche Zwecke erforderlichen 

wechselseitigen Anteilsabtretungen Irritationen beim Firmen- 

Erfreulicherweise stellt § 5 Abs. 1 Z. 6 UmgrStG explizit im 

letzten Satz klar, dass die Entstrickungsbesteuerung auf 

Ebene der Anteilsinhaber der übertragenden Körperschaft 

nicht auf Upstream-Verschmelzungs- und -Spaltungsvorgänge 

anzuwenden ist. Die von den Anteilsinhabern der übertragen-

den Körperschaft zu entrichtende Steuer bemisst sich aus dem 

Anteilsinhabern auf ihre österreichische Tochtergesell- 

schaft) sieht die Neuregelung eine Entstrickungsbesteuerung 

auf Anteilsinhaberebene der übertragenden Körperschaft für 

innerkonzernale Sidestream-Verschmelzungs- und -Spaltungs-

vorgänge (§§ 5 Abs. 1 Z. 6, 36 Abs. 3 Z. 3 und 37 Abs. 2 

UmgrStG) vor, soweit auf die Gewährung einer Gegenleistung 

verzichtet wurde und die Anteile an der übertragenen Körper-

schaft in weiterer Folge durch die ausländischen Anteilsinhaber 

veräußert werden oder anderweitig aus dem Betriebsver-
mögen ausscheiden. 

buch ausgelöst, weil die Beteiligungsverhältnisse an der  

übernehmenden Körperschaft auch nach wechselseitiger 

Anteilsabtretung unverändert bleiben. 

Die Gewährung neuer Anteile soll daher für Einbringungen  

mit einem Stichtag nach dem 30.06.2023 auch dann unter-

bleiben können, wenn alle an der übernehmenden Körper-

schaft Beteiligten begünstigtes Vermögen i. S. d. § 12 Abs. 2 

Z. 2 oder 3 UmgrStG einbringen, an dem sie insgesamt im  

Verhältnis zueinander im selben Beteiligungsausmaß wie an 
der übernehmenden Körperschaft beteiligt sind. Damit soll 

künftig auf eine wechselseitige Anteilsabtretung in diesen prak-

tisch relevanten Konstellationen verzichtet werden können, 

womit auch ein Beitrag zur Vereinfachung des UmgrStG geleis-

tet werden soll.

Unterschiedsbetrag zwischen dem Buchwert und dem Fremd-

vergleichswert (§ 6 Z. 6 lit. a EStG) der Anteile an der über-

tragenden Körperschaft zum Verschmelzungsstichtag. 

Die Neuregelung ist auf Verschmelzungen bzw. Spaltungen  

mit einem Stichtag nach dem 30.06.2023 anzuwenden.

Erweiterung der Besteuerungsregelungen für Anteilsinhaber  

bei Verschmelzungen und Spaltungen

Modernisierungen und Vereinfachungen des UmgrStG

Art. I UmgrStG

X1 X1

AT2 AT2AT3

AT3

AT1 AT1X2 X2

AT3
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Zur Sicherstellung einer standardisierten, einheitlichen und  

elektronischen Erfassung sämtlicher Umgründungsvorgänge 

sind Umgründungen, die nach dem 31.12.2023 beschlossen 

bzw. vertraglich unterfertigt werden, gem. § 43 Abs. 1 UmgrStG 

ausschließlich über FinanzOnline mittels standardisierten 

Das Abgabenänderungsgesetz 2023 zeigt unter anderem, 

dass die Digitalisierung der Finanzverwaltung voranschreitet 

und der Gesetzgeber auf erforderliche Erleichterungen, die 

sich aus der Umgründungspraxis ergeben, reagiert und damit 

Umgründungsvorgänge erleichtert sowie Rechtssicherheit 

Formulars (Umgründungsformular) anzuzeigen. Eine elektroni-

sche Anzeige der Umgründungen kann unterbleiben, sofern der 

übertragende oder der übernehmende Rechtsträger zum Zeit-

punkt des Umgründungsbeschlusses oder seiner vertraglichen 

Unterfertigung über keine inländische Steuernummer verfügt.

schafft. Dennoch wurden auch Regelungslücken geschlossen, 

die in der Umgründungspraxis innerkonzernal zur Umsetzung 

eines steuerneutralen Exit herangezogen wurden. Die Möglich-

keit, ein ähnliches Ergebnis mittels Upstream-Verschmelzung/ 

 -Spaltung zu erzielen, bleibt jedoch bestehen. 

Digitalisierung der Anzeige von Umgründungen

Fazit

Erleichterungen für Geschäfte im Rückwirkungszeitraum  

für Einbringungen und Spaltungen

Bisher normierte § 18 Abs. 3 UmgrStG ein Rückwirkungs-

verbot für bestimmte Leistungs-/Rechtsbeziehungen (d. h. 

persönliche Tätigkeit des Einbringenden, Kreditgewährung 

und Nutzungsüberlassung) zwischen dem Einbringenden und 

der übernehmenden Körperschaft. Auf Grundlage der Neu-

regelung des § 18 Abs. 3 UmgrStG soll für Umgründungen mit 

einem Stichtag nach dem 30.06.2023 die Rückwirkungs昀椀ktion 
nunmehr für alle Rechtsbeziehungen des Einbringenden mit 

Ausnahme der persönlichen Tätigkeit (d. h. Entgeltver rechnun- 

gen für die Tätigkeit des Einbringenden selbst) des Einbringen-

den (bzw. der spaltenden Körperschaft) gelten, sodass Ver-

rechnungen künftig auch im Rückwirkungszeitraum als Betriebs- 

ausgabe bzw. Betriebseinnahme im Rahmen der steuer lichen 

Gewinnermittlung der übernehmenden Körperschaft bzw. des 

Einbringenden/der spaltenden Körperschaft berücksichtigt 

werden können. Voraussetzung ist, dass spätestens am Tag des 

Abschlusses des Einbringungsvertrags nachweislich eine 

fremdübliche Entgeltvereinbarung getroffen wird.

Art. III UmgrStG

50 % 50 %

50 % 50 %

50 %50 %

Y-GmbHX-GmbH 

Y-GmbH

X-GmbH
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TOP | Abgabenänderungsgesetz 2023

Neuerungen im 
Finanzstrafrecht 

Im Juli 2023 hat das österreichische Parlament das Abgabenänderungsgesetz 2023 (AbgÄG 2023) sowie das CESOP-

Umsetzungsgesetz 2023 beschlossen. Dadurch kommt es auch zu Neuerungen für das Finanzstrafrecht, insbesondere  

durch die Verlängerung der Verjährungsfrist für den Abgabenbetrug nach § 39 FinStrG und den grenzüberschreitenden 

Umsatzsteuerbetrug nach § 40 FinStrG, die Anhebung der Grenzen für die Gerichtszuständigkeit und die Schaffung einer 

neuen Finanzordnungswidrigkeit. 

Verlängerung der Verjährungsfrist für Abgabenbetrug und 

grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrug

Bislang betrug die 昀椀nanzstrafrechtliche Verjährungsfrist auch 
für die besonders schwerwiegenden, in die Gerichtszuständig-

keit fallenden Finanzvergehen Abgabenbetrug (§ 39 FinStrG) 

und grenzüberschreitender Umsatzsteuerbetrug (§ 40 FinStrG) 

fünf Jahre. 

Mit dem AbgÄG 2023 wird § 31 Abs. 2 FinStrG nunmehr dahin 

gehend geändert, dass die Verjährungsfrist für den Abgaben-

betrug mit einem 500.000 Euro übersteigenden strafbestim-

menden Wertbetrag (§ 39 Abs. 3 lit. b FinStrG) und für den 

grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrug (§ 40 FinStrG) 

auf zehn Jahre verlängert wird. 

Damit wird für diese beiden Finanzvergehen die Verjährungs-

frist an jene des vergleichbaren Delikts des schweren Betrugs 

nach § 147 Abs. 3 StGB angepasst. Begründet wird die Ver-

längerung in den Erläuterungen auch damit, dass im europäi-

schen Kontext für besonders schwere (Finanzstraf-)Delikte 

durchwegs längere Verjährungsfristen vorgesehen sind. Für 

besonders schwere Steuerhinterziehungen beträgt die Ver-

jährungsfrist in Deutschland 15 Jahre. Auch in der Schweiz 

verjährt der Steuerbetrug (erst) 15 Jahre nach der letzten 

strafbaren Handlung des Täters. 

Anhebung der Grenze für die Gerichtszuständigkeit

Die letzte Anpassung der für die Zuständigkeit des Gerichts 

zur Ahndung von Finanzvergehen maßgeblichen strafbestim-

menden Wertbeträge erfolgte mit der FinStrG-Novelle 2010. 

Durch die nunmehrige Anhebung der für die gerichtliche Zustän-

digkeit maßgeblichen Wertbeträge soll nach den Erläuterun-

gen unter anderem auch der Geldwertentwicklung Rechnung 

getragen werden. 

Mit dem AbgÄG 2023 wird § 53 Abs. 1 FinStrG dahin gehend 

geändert, dass das Gericht für die Ahndung vorsätzlich 

begangener Finanzdelikte zuständig ist, wenn der strafbe-

stimmende Wertbetrag bzw. die Summe der strafbestimmenden 

Wertbeträge 150.000 Euro übersteigt. § 53 Abs. 3 FinStrG 

wird dahin gehend geändert, dass das Gericht für die Ahndung 

vorsätzlich begangener Zolldelikte (beispielsweise Schmuggel, 

Hinterziehung von Einfuhrumsatzsteuer) zuständig ist, wenn 

der strafbestimmende Wertbetrag bzw. die Summe der straf-

bestimmenden Wertbeträge 75.000 Euro übersteigt.

Weitere Änderungen des FinStrG durch das AbgÄG 2023

In § 7 Abs. 1 FinStrG wird im Zusammenhang mit der Zurech-

nungsunfähigkeit das Wort „Schwachsinns“ durch die Wort-

folge „einer geistigen Behinderung“ ersetzt. Damit soll nach 

den Erläuterungen der Anpassung an die medizinische Fach-

sprache — wie bereits in § 11 StGB erfolgt — Rechnung getragen 

werden. Infolge der Rechtsprechung des EGMR wird § 100 

FinStrG  um ein Verfolgungshindernis in Bezug auf Lockspitzel 

im verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahren ergänzt. 

Nach dem neu angefügten Satz in § 100 FinStrG hat die 

Finanzstrafbehörde von der Verfolgung einer Person wegen 

des Finanzver gehens, zu dessen Begehung sie entgegen dieser 

Bestimmung verleitet wurde, abzusehen. Im gerichtlichen 

Finanzstrafverfahren besteht dieses Verfolgungshindernis  

der unzulässigen Tatprovokation bereits seit 01.01.2016. 

Betrugsbekämpfung durch neues Zahlungs-

informationssystem CESOP

Aufgrund der Zunahme des grenzüberschreitenden Verkaufs 

von Waren und Dienstleistungen im elektronischen Geschäfts-

verkehr und der besonderen Betrugsanfälligkeit des euro-

päischen Mehrwertsteuersystems wurde die Richtlinie (EU) 

2020/284 im Hinblick auf die Einführung bestimmter Anfor-

derungen für Zahlungsdienstleister erlassen. Diese Richtlinie 

sieht umfassende Meldep昀氀ichten für Zahlungsdienstleister 
vor, womit der Umsatzsteuerbetrug besser bekämpft werden 

soll. Die Zahlungsinformationen sollen (von den EU-Mitglied-

staaten übermittelt) in einer neuen europäischen Datenbank, 

durch das Abgabenänderungsgesetz 2023 und das  

CESOP-Umsetzungsgesetz 2023
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dem Central Electronic System of Payment Information  

(zentrales elektronisches System für Zahlungsinformationen, 

CESOP), zentral gespeichert, aggregiert, mit anderen euro-

päischen Datenbanken abgeglichen und den Betrugsbekämp-

fungsexpert:innen über das Euro昀椀sc-Netzwerk für eine weiter 
gehende Analyse zur Verfügung gestellt werden. 

Änderung des UStG durch das CESOP- 

Umsetzungsgesetz 2023

Durch das CESOP-Umsetzungsgesetz 2023 wird ein neuer 

§ 18a in das UStG eingefügt, der mit 01.01.2024 in Kraft  

tritt. Demnach werden Zahlungsdienstleister (beispielsweise 

Banken, Postbanken, E-Geld-Institute) verp昀氀ichtet, in Bezug  
auf grenzüberschreitende Zahlungen hinreichend detaillierte 

Aufzeichnungen über Zahlungsempfänger und Zahlungen in 

Bezug auf die von ihnen in jedem Kalendervierteljahr erbrach-

ten Zahlungsdienste zu führen, aufzubewahren und zu über-

mitteln. Dies gilt für Zahlungsdienstleister, deren Herkunfts- 

oder Aufnahmemitgliedstaat Österreich ist. Die Aufzeichnungs-, 

Mitteilungs- und Aufbewahrungsp昀氀ichten kommen nur zum 
Tragen, wenn ein Zahlungsdienstleister während eines Kalen-

dervierteljahres im Rahmen seiner Zahlungsdienste mehr als  

25 grenzüberschreitende Zahlungen an denselben Zahlungs-

empfänger tätigt. Die Anzahl der grenzüberschreitenden  

Zahlungen ist unter Zugrundelegung der Zahlungsdienste zu 

berechnen, die der Zahlungsdienstleister pro Mitgliedstaat 

und pro Kennzeichen erbringt. 

Der Zahlungsdienstleister hat die Informationen mittels eines 

elektronischen Standardformulars spätestens bis zum Ende 

des Kalendermonats, das auf das Kalendervierteljahr folgt, auf 

das sich die Informationen beziehen, an die Abgabenbehörden 

zu übermitteln (§ 18a Abs. 8 Z. 2 UStG).

Zudem hat er, sofern er im Nachhinein erkennt, dass die über-

mittelten Informationen unrichtig oder unvollständig sind, 

diese innerhalb eines Monats ab Erkennen zu berichtigen oder 

zu vervollständigen (§ 18a Abs. 8 Z. 3 UStG).

Schaffung einer neuen Finanzordnungswidrigkeit durch  

das CESOP-Umsetzungsgesetz 2023

Zur Sanktionierung von Verstößen gegen die umfangreichen 
Aufzeichnungs-, Mitteilungs- und Aufbewahrungsfristen für 

Zahlungsdienstleister aufgrund des neuen § 18a UStG wurde 

mit dem CESOP-Umsetzungsgesetz 2023 eine neue Finanz-

ordnungswidrigkeit (§ 49e FinStrG) eingefügt, die mit 

01.01.2024 in Kraft tritt. Demnach macht sich einer Finanz-

ordnungswidrigkeit schuldig, wer vorsätzlich oder — für 

Finanzordnungswidrigkeiten unüblich — grob fahrlässig (i) die 

P昀氀icht zur Führung von Aufzeichnungen verletzt, (ii) Infor-
mationen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht-

zeitig übermittelt, (iii) übermittelte Informationen nicht oder 

nicht rechtzeitig berichtigt beziehungsweise vervollständigt 

oder (iv) der Aufbewahrungsp昀氀icht nicht entsprechend 
nachkommt.

Die Finanzordnungswidrigkeit wird mit einer Geldstrafe von bis 

zu 25.000 Euro bei grob fahrlässiger Begehung beziehungs-

weise von bis zu 50.000 Euro bei vorsätzlicher Begehung 

geahndet. Die Erstattung einer strafbefreienden Selbstanzeige 

ist zeitlich eingeschränkt. Die Straffreiheit bei einer Selbstan-

zeige, die für diese neue Finanzordnungswidrigkeit erstattet 

wird, tritt nur ein, wenn eine solche innerhalb eines Jahres ab 

dem Ende der in § 18a Abs. 8 Z. 2 oder 3 UStG genannten Fris-

ten (siehe oben) erstattet wird. Die Möglichkeit der Selbstan-

zeige wurde nach den Erläuterungen eingeräumt, um letztlich 

die richtigen Daten von den Zahlungsdienstleistern zu erhal-

ten. Um jedoch die Frist für die richtige Meldung nicht über 

Gebühr auszuweiten, soll die Möglichkeit der Erstattung einer 

strafbefreienden Selbstanzeige nach den Erläuterungen zeit-

lich begrenzt sein. 

Fazit

Durch das AbgÄG 2023 wird die Verjährungsfrist für besonders 

schwere Finanzvergehen auf zehn Jahre verlängert. Des Wei-

teren werden die maßgeblichen Wertgrenzen für die Gerichts-

zuständigkeit auf 150.000 beziehungsweise 75.000 Euro (bei 

Zolldelikten) angehoben. Die Stigmatisierung beziehungsweise 

Diffamierung geistig Behinderter wird durch den Austausch 

des Begriffs „Schwachsinns“ beseitigt und im verwaltungsbe-

hördlichen Finanzstrafverfahren wird ein Verfolgungshindernis 

bei unzulässiger Tatprovokation (Lockspitzel) eingefügt. Durch 

das CESOP-Umsetzungsgesetz 2023 wird mit der Schaffung 

umfangreicher Aufzeichnungs-, Mitteilungs- und Aufbewahrungs-

fristen für Zahlungsdienstleister und der damit im Zusammen-

hang stehenden neu eingefügten Finanzordnungswidrigkeit 

ein weiterer Schritt zur Umsatzsteuerbetrugsbekämpfung 

gesetzt. 
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Am 26.05.2023 wurde der Entwurf des Start-up-Förderungs-

gesetzes zur Begutachtung veröffentlicht. Damit sollen  

erstmals in Österreich attraktive Rahmenbedingungen für 

Mitarbeiterbeteiligungen bei Start-ups geschaffen werden.

Die Regelungen sind Teil eines Maßnahmenpakets zur Förde-

rung der österreichischen Start-ups und Scale-ups. Details zu 

den gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen wie insbesondere 
der Einführung der Flexiblen Kapitalgesellschaft („FlexCo“) 

昀椀nden Sie im Beitrag von Katharina Dabernig.

Start-ups verfügen regelmäßig nicht über ausreichend Liqui-
dität, um hoch quali昀椀zierte Mitarbeitende marktgerecht zu 
entlohnen. Eine Beteiligung von wichtigen Mitarbeitenden am 

Unternehmen ist daher ein wichtiger Bestandteil im Vergü-

tungssystem von Start-ups. Dies war bislang mit erheblichen 

steuerlichen Hürden verbunden. Denn eine kostenlose oder 

vergünstigte Ausgabe von Anteilen an Mitarbeitende ist als 

Sachbezug mit dem progressiven Steuersatz von bis zu  

55 Prozent zu versteuern und führt zu einer „Dry-Income-

Besteuerung“, also zu einer Besteuerung eines „昀椀ktiven“  
Einkommens, ohne dass es zu einem Geldzu昀氀uss beispiels-

weise durch einen Exit kommt.

Der vorliegende Gesetzesentwurf soll künftig eine Dry-

Income-Besteuerung verhindern, indem die Besteuerung 

nicht bereits bei Anteilsgewährung, sondern erst zu einem 

 späteren Zeitpunkt erfolgt. Konkret lösen insbesondere fol-

gende Ereignisse die Besteuerung aus: 

• Anteilsveräußerung durch den:die Mitarbeiter:in
• Beendigung des Dienstverhältnisses (Sonderbestimmungen 

bei Unternehmenswert-Anteilen an einer FlexCo)

• Liquidation der Arbeitgebergesellschaft

• Todesfall des:der Beschäftigten

• Wegzug des:der Beschäftigten ins Ausland

TAX | Start-up

Für die Besteuerung wird — wenn die Voraussetzungen für 

eine Start-up-Mitarbeiterbeteiligung erfüllt sind — ein reduzier-

ter Mischsteuersatz gebildet: 75 Prozent der Einkünfte werden 

zum festen Steuersatz von 27,5 Prozent (wie Einkünfte aus 

Kapitalvermögen), die restlichen 25 Prozent zum progressiven 

Steuersatz (wie Arbeitseinkommen, bis zu 55 Prozent) 

besteuert. Somit ergibt sich eine effektive Besteuerung der 

Einkünfte aus einer Start-up-Mitarbeiterbeteiligung mit bis  

zu 34,38 Prozent.

Des Weiteren sind Lohnnebenkosten (Kommunalsteuer, Dienst-

geberbeitrag und Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag) lediglich 

für einen Teil der Start-up-Mitarbeiterbeteiligung (25 Prozent 

des geldwerten Vorteils) zu entrichten.

Eine Start-up-Mitarbeiterbeteiligung i. S. d. Gesetzesentwurfs 

liegt vor, sofern die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

• Der Arbeitgeber gewährt einem oder mehreren Beschäftigten 

aus sachlichen, betriebsbezogenen Gründen unentgeltlich 

Anteile an seinem Unternehmen, wobei die Gewährung ledig-

lich zum Nennwert ebenso als unentgeltliche Gewährung gilt.

• Die Arbeitgebergesellschaft darf im Jahresdurchschnitt 

nicht mehr als 100 Personen beschäftigen und einen 

Umsatz von 40 Millionen Euro nicht überschreiten. Ebenso 

darf die Arbeitgebergesellschaft nicht vollständig in einen 

Konzernabschluss einzubeziehen sein und nicht zu mehr als 

25 Prozent von Unternehmen gehalten werden, die in einen 

Konzernabschluss einzubeziehen sind.

• Die Anteile müssen innerhalb von zehn Jahren nach Ablauf 

des Kalenderjahres der Gründung gewährt werden.

• Der:Die Arbeitnehmer:in hält im Zeitpunkt der Abgabe der 

Anteile weder unmittelbar noch mittelbar eine Beteiligung 

am Unternehmen des Arbeitgebers von 10 Prozent oder 

mehr am Kapital und hat auch davor zu keinem Zeitpunkt 

10 Prozent oder mehr gehalten.

Start-up-
Mitarbeiter-
beteiligungen
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• Eine Veräußerung oder Übertragung der Anteile durch 
den:die Arbeitnehmer:in unter Lebenden ist nur mit Zustim-

mung der Arbeitgebergesellschaft möglich (Vinkulierung).

• Der:Die Arbeitnehmer:in erklärt dem Arbeitgeber bei Erhalt 

der Anteile schriftlich, die Regelung in Anspruch zu nehmen 

(Option zur Start-up-Mitarbeiterbeteiligung), und diese 

Erklärung wird ebenso wie die Höhe der Beteiligung in das 

Lohnkonto aufgenommen.

• Die Anteile müssen mindestens fünf Jahre gehalten werden 

und das Dienstverhältnis muss im Zeitpunkt der Besteuerung 

mindestens drei Jahre bestanden haben. Eine Ausnahme 

gilt im Todesfall des:der Beschäftigten. Ebenso ist die Halte-

frist von fünf Jahren bei einem Zu昀氀uss durch Beendigung 
des Dienstverhältnisses nicht erforderlich.

Die neue Begünstigung soll erstmalig für Anteile anwendbar 

sein, die nach dem 31.12.2023 abgegeben werden. Ände-

rungen im Rahmen der Gesetzesbegutachtung sind möglich, 

der weitere Gesetzgebungsprozess ist abzuwarten.

Fazit
Die Neuregelung ist aus praktischer Sicht zu begrü-

ßen. Indem sie ein attraktives Steuerregime und 
zugleich auch Rechtssicherheit für die Ausgabe von 

Anteilen an Mitarbeitende schafft, stärkt sie den 

österreichischen Standort für Start-ups und Scale-

ups. Die vorgesehenen Einschränkungen, insbeson-

dere in Bezug auf Alter, Größe und Eigentümerstruk-

tur der Unternehmen, aber auch Fristen betreffend 

Dienstverhältnis und Behaltedauer, werden den 

Anwendungsbereich in der Praxis jedoch deutlich 

einschränken. Da die Beteiligung von Mitarbeitenden 

ein Trend ist, der in der gesamten Wirtschaft zu 

beobachten und zu begrüßen ist, ist auf eine Aus-
weitung des Anwendungsbereichs zu hoffen.



18 EY Tax & Law Magazine Ausgabe 3  |  2023

TAX | Quellensteuer



19EY Tax & Law Magazine Ausgabe 3  |  2023

Im Juni 2023 hat die EU-Kommission den Richtlinienentwurf 

mit dem Titel „Faster and Safer Relief of Excess Withholding 

Taxes“ (abgekürzt „FASTER“) veröffentlicht. Gegenstand der 

Richtlinie ist die Einführung eines gemeinsamen EU-weiten 

Verfahrens zur Entlastung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

auf Dividenden und Zinsen von börsennotierten Wertpapie-

ren. Die Richtlinie soll einerseits Quellensteuerentlastungen 

bzw. -erstattungen erleichtern und beschleunigen und ande-

rerseits dazu beitragen, Missbrauch im Zusammenhang mit 

Cum/Ex- und Cum/Cum-Geschäften zu vermeiden, weshalb 

der Entwurf auch eine standardisierte Meldep昀氀icht für Finanz-

intermediäre vorsieht. Die FASTER-Richtlinie soll am 

01.01.2027 in Kraft treten.

Ausgangslage

Dividenden (in manchen Ländern auch Zinsen) von börsen-

notierten Wertpapieren unterliegen meist national einer 

höheren Abzugsteuer, als nach dem anzuwendenden 

Doppelbesteuerungsab kommen (DBA) zulässig wäre. So wird 

in der Regel auch in Österreich 27,5 Prozent Kapitalertrag-

steuer (KESt) einbe halten, obwohl nach den meisten DBAs 

Österreich als Quellenstaat (d. h. als dem Staat, aus dem die 

Dividenden stammen) nur eine Quellensteuer von 15 Prozent 

zusteht. Umgekehrt sind österreichische Investoren im Aus-

land oftmals mit höheren Steuern konfrontiert, als nach dem 

anwendbaren DBA zulässig wäre. Der Ansässigkeitsstaat 

rechnet jedoch nur die laut DBA zulässigen Steuern an, wes-

halb Investoren die zu viel einbehaltene Steuer (überschüssige 

Steuer) im Rahmen eines Rückerstattungsverfahrens im 

Quellenstaat zurückfordern müssen. Rückerstattungsverfah-

ren sind in der Praxis komplex und zeitaufwendig, außerdem 
werden meistens noch Rückerstattungsformulare und Nach-

weise in Papierform benötigt. Die derzeitigen Verfahren sind 

kostspielig und langwierig und beeinträchtigen die Liquidität 

der Investoren. In manchen Fällen kommt es aufgrund strenger 

Formalerfordernisse zu einer Doppelbesteuerung, was die 

Wettbewerbsfähigkeit und das reibungslose Funktionieren 

des EU-Finanzmarktes einschränkt. Auf der anderen Seite 

sind die derzeitigen Verfahren oft nicht aus reichend, um Miss-

brauch zu verhindern, wie Fälle von „treaty shopping“ und 

Doppelrückerstattungen im Zusammenhang mit Cum/Cum- 

und Cum/Ex-Geschäften in der Vergangenheit in vielen Län-

dern gezeigt haben. Die Europäische Kommission hat daher 

den Entschluss gefasst, Quellensteuerverfahren in der EU  

zu vereinfachen, zu beschleunigen und transparenter zu 

gestalten. 

Vorschlag zur Vereinfachung der Quellensteuer- 
entlastung/-erstattung in der EU

Quellen-
steuer
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Laut dem Entwurf sind die Mitgliedstaaten zur nationalen Umsetzung der Richtlinie bis zum 31.12.2026 verp昀氀ichtet. Die Regelungen  
sollen ab 01.01.2027 anwendbar sein.

Neben dem Ziel, Steuerbetrug im Bereich der Quellensteuer zu verhindern, sollen Voraussetzungen geschaffen werden, um eine sofortige 

oder rasche Quellensteuerentlastung herbeizuführen. Die Einbindung der Finanzintermediäre soll auch dazu führen, dass diese gegen-

über der Finanzverwaltung haftbar werden, und es sind auch Strafen von den Mitgliedstaaten vorzusehen, wenn Meldungen nicht, nicht 

korrekt oder nicht rechtzeitig erfolgen. Bei mehreren Verstößen sollen Finanzintermediäre auch vom Register ausgeschlossen werden, 
d. h. ihre Zerti昀椀zierung verlieren. 

Richtlinienvorschlag
Diese Ziele sollen durch folgende Maßnahmen erreicht werden:

Einführung einer einheitlichen digitalen EU-Ansässig-

keitsbescheinigung (kurz „eTRC“), die innerhalb eines 

Werktages nach Antragstellung vom Ansässigkeitsstaat 

des Investors ausgestellt werden soll

Einbindung der Finanzintermediäre in die 

Quellensteuerverfahren:

• Nationales Register: Große Finanzintermediäre  
(z. B. Banken) in der EU müssen sich laut Entwurf in  

ein nationales Register zerti昀椀zierter Finanzinter  -
mediäre eintragen. Auf freiwilliger Basis können auch 

Finanz intermediäre aus Nicht-EU-Ländern und  

kleinere EU-Finanzintermediäre in dieses Register auf-

genommen werden.

• Standardisierte Meldung: Alle zerti昀椀zierten Finanzinter-
mediäre in der Verwahrkette sollen der zuständigen 

Behörde melden, von wem und an wen quellensteuer-

p昀氀ichtige Zahlungen erfolgen, damit sie die Transaktion 
vom Emittenten bis zum Investor nachvollziehen kann. 

Die Meldung soll auch weitere relevante Informationen 

beinhalten, zum Beispiel die Haltedauer oder Infor-

mationen darüber, dass die Zahlung mit einem Finanz-

geschäft verbunden ist (Wertpapierleihe, Swaps etc.).

• Die Prüfung der Entlastungsberechtigung  

(Due-Diligence-Prüfung) und die Antragstellung  

sollen durch die Finanzintermediäre erfolgen. 

Wahlmöglichkeit für die Mitgliedstaaten, aus zwei  

Schnellverfahren zu wählen oder beide zu kombinieren: 

• Sofortentlastungsverfahren („relief at source“), bei 

dem der reduzierte Quellensteuersatz sofort bei  

Auszahlung der Dividende/Zinsen zur Anwendung 

gelangt

• Schnelles Rückerstattungsverfahren („quick refund  

system“), bei dem eine Erstattung innerhalb von  

50 Tagen ab Zahlung der Quellensteuer gewährleistet 

sein soll
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Es ist zu begrüßen, wenn Quellensteuer-Rückerstattungsver-
fahren in der EU einheitlicher und ef昀椀zienter werden. Es ist 
jedoch hervorzuheben, dass der Richtlinienentwurf nur Quel-

lensteuern auf Dividenden und Zinsen börsennotierter und 

börsengehandelter Wertpapiere erfasst, die über Finanzinter-

mediäre gehalten werden. Die Richtlinie, sofern der Vorschlag 

in der aktuellen Form umgesetzt wird, wird daher keine unmit-

telbaren Erleichterungen für die Entlastung von konzerninter-

nen Dividendenzahlungen oder auch Lizenzgebühren bringen. 

Die neuen Schnellverfahren sollen zusätzlich zu bestehenden 

nationalen Entlastungsverfahren eingeführt werden. Die der-

zeitigen Verfahren zur Entlastung nach der Mutter-Tochter-

Richtlinie, der Zins-Lizenzgebühren-Richtlinie oder einem DBA 

etc. blieben demnach für reine Konzernfälle unberührt. Eine 

Auswirkung könnte es nur bei börsennotierten Gruppen geben, 

bei denen zu den bestehenden Voraussetzungen die neuen 

Regelungen hinzutreten würden. Sind die Voraussetzungen 

für ein Schnellverfahren in Zukunft nicht gegeben, sollen  

den Investoren weiterhin die schon bestehenden Verfahren 

zur Verfügung stehen. 

Positive Auswirkungen könnten sich jedoch mittelbar auch  

für Konzernfälle ergeben, wenn das oder die neuen Verfahren 

dazu führen, dass die von der FASTER-Richtline erfassten 

Fälle schneller und ef昀椀zienter abgearbeitet werden und damit 
mehr Ressourcen für die Bearbeitung anderer Fälle (z. B. 
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Konzernfälle) zur Verfügung stehen. Es wäre auch zu  

begrüßen, wenn die Umsetzung der FASTER-Richtlinie zum 
Anlass genommen wird, auch die bestehenden Verfahren  

zur Sofortentlastung und Rückerstattung zu überdenken und 

beispielsweise auch hier weitere Digitalisierungsschritte 

(Stichwort elektronische Ansässigkeitsbescheinigungen) zu 

implementieren.

„
EU-FASTER Richtlinie  

soll Rückerstattung  

der Quellensteuer auf Aktien 

und Anleihen beschleunigen.
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BFG zur KESt-
Vorschreibung 
bei verdeckten 
Ausschüttungen
Bei Betriebsprüfungen sind Verrechnungspreise ein Dauerbrenner. Nimmt 

die Betriebsprüfung Verrechnungspreiskorrekturen vor, führen diese  

über die Anpassung von Betriebseinnahmen oder -ausgaben zunächst zu 

Änderungen der steuerlichen Bemessungsgrundlage (Primärberichtigun-

gen). Für die geprüften Unternehmen oft überraschend kann der damit 

zusammenhängende Effekt auf das Betriebsvermögen darüber hinaus die 

Rückführung der verlagerten Ergebnisse und damit den Ansatz von Ver-

rechnungspreisforderungen oder -verbindlichkeiten erfordern (Sekundär-

berichtigungen). Andernfalls droht nach der Verwaltungspraxis der 

Ansatz einer verdeckten Ausschüttung und damit die Vorschreibung von 

Kapitalertragsteuer als Konsequenz der Verrechnungspreiskorrektur.



23EY Tax & Law Magazine Ausgabe 3  |  2023

Fo
to

s:
 G

e
tt

y 
Im

a
g

e
s

Das BFG hat sich unlängst mit der Frage auseinandergesetzt, 

ob im Anwendungsbereich der Mutter-Tochter-Richtlinie  

in solchen Fällen Kapitalertragsteuer im Haftungswege vorge-

schrieben werden kann oder ob die Sekundärberichtigung einer 

Sofortentlastung an der Quelle zugänglich ist (29.06.2022, 

RV/7102083/2009). 

Im zugrunde liegenden Sachverhalt ging es um unverzinste 

Forderungen aus Warenlieferungen im Konzern. Das Vorliegen 

einer verdeckten Ausschüttung an die deutsche Muttergesell-

schaft in Höhe der entgangenen Zinserträge stand außer Streit, 
ebenso wie die Feststellung, dass die Voraussetzungen für eine 

Entlastung von der Kapitalertragsteuer erfüllt waren. Gegen-

stand dieses Verfahrens war die Frage, ob die Kapitalertrag-

steuer gegenüber der Beschwerdeführerin durch die Betriebs-

prüfung dennoch zu Recht im Haftungsweg vorgeschrieben 

wurde.

Das BFG stellte zunächst klar, dass es im Verfahren lediglich 

um die Frage ging, ob die verdeckte Ausschüttung „offen-

kundig“ sei, was nach dem Wortlaut der KESt-VO die Entlas-

tung an der Quelle ausschließt. Unterer Maßstab der Beur-
teilung, ob eine verdeckte Ausschüttung offenkundig ist, sei, 

dass sie bei Beachtung der Sorgfalt eines ordentlichen Unter-

nehmers erkannt werden muss. Die Missachtung der Sorgfalt 

eines ordentlichen Unternehmers wird im Regelfall schon bei 

einer verdeckten Gewinnausschüttung an sich anzunehmen 

sein, sodass für die „Offenkundigkeit“ ein quali昀椀zierter Sorg-

faltsverstoß erforderlich ist.

Das BFG schließt aus der allgemeinen Bedeutung des Wortes 
„offenkundig“ und der KESt-VO, dass zur Sorgfaltsverletzung, 

die sich bereits aus der Feststellung einer verdeckten Aus-

schüttung ergibt, ein zusätzliches Sachverhaltselement in Form 

einer besonders deutlichen Erkennbarkeit treten muss, damit  

§ 1 Z. 2 KESt-VO greift. Wenn aus den Umständen des Einzel-

falls nicht zweifelsfrei auf eine gesellschaftsrechtliche Vor-

teilsgewährungsabsicht geschlossen werden kann, liegt nach 

Ansicht des BFG keine Offenkundigkeit der verdeckten Aus-

schüttung vor.

Die subjektive Absicht der Vorteilsgewährung (bzw. deren 

 Fehlen) ergibt sich aus den konkreten Umständen des Einzel-

falls. Dadurch kommt es zu einer Abgrenzung von jenen  

Fällen, in denen bloß ein „unbewusster“ Vermögensentzug  
bei der Körperschaft erfolgt. 

Das BFG würdigte im Verfahren die wirtschaftlichen Gründe, 

die zumindest Zweifel an der subjektiven Absicht einer Vor-

teilszuwendung erzeugten und somit gegen die Offenkundig-

keit der verdeckten Ausschüttung sprachen. So hatten beispiels-

weise andere, nicht verbundene Debitoren zum Teil längere 

Zahlungsziele erhalten und es waren auch ohne gesellschafts-

rechtliche Ver昀氀echtungen keine Zinsen verrechnet worden. 
Das Unternehmen begründete dies damit, dass das eigene 

Geschäft abgesichert und die Geschäftsbeziehungen aufrecht-

erhalten werden sollten, insbesondere weil ein Abzug der Pro-

duktion aus Österreich im Raum gestanden war.

Wird das Vorliegen einer sozietären Vorteilsgewährungsab-

sicht zwar festgestellt, kann diese jedoch nicht ohne Weiteres 

aus den Umständen des Falles geschlossen werden, insbe-

sondere weil nicht unerhebliche Sachverhaltselemente gegen 

diese Feststellung sprechen, kann eine offenkundige ver -

deckte Ausschüttung nicht vorliegen. Der Beschwerde war 

daher Folge zu leisten und die KESt-Haftungsbescheide  

wurden ersatzlos aufgehoben.

Fazit
Eine verdeckte Ausschüttung ist nicht automatisch 

offenkundig. Ob Kapitalertragsteuer im Haftungsweg 

vorgeschrieben werden kann, erfordert daher zusätz-

liche Prüfschritte. Aus der Rechtsprechung des BFG 

ergibt sich, dass zur Sorgfaltsverletzung, die sich bereits 

aus der Feststellung einer verdeckten Ausschüttung 

ergibt, ein zusätzliches Sachverhaltselement in Form 

einer besonders deutlichen Erkennbarkeit treten muss, 

damit Offenkundigkeit gemäß § 1 Z. 2 KESt-VO vor- 
liegt.

Mit dem Wartungserlass 2023 wurde diesbezüglich eine 

Passage in Rz. 7758 der Einkommensteuerrichtlinien 

aufgenommen: Die Behörde soll nunmehr in Fällen ver-

deckter Ausschüttungen von der Inanspruchnahme der 

KESt-Haftung im Rahmen ihrer Ermessensentschei-

dung absehen können, wenn zweifelsfrei nachgewiesen 

werden kann, dass der Muttergesellschaft eine Entlas-

tung von der Kapitalertragsteuer aufgrund der Mutter- 

Tochter-Richtlinie zusteht. Es bleibt abzuwarten, ob in 

der Praxis von dieser begrüßenswerten Möglichkeit 
abseits von Extremfällen Gebrauch gemacht wird.

Ihr Autor

Dr. Christian Massoner

Director 

T +43 1 211 70 1286

christian.massoner@at.ey.com

Christian Massoner ist Steuerberater und Director im Bereich 

Business Tax Services, Tax Lead im Start-up Ecosystem von  

EY Österreich sowie Universitätslektor, Fachautor und Fach-

vortragender. Seine Beratungsschwerpunkte liegen in der 

laufenden steuerlichen Beratung von österreichischen und 

internationalen Mandanten, Steuerplanung sowie Umgrün-

dungen und Reorganisationen.



24 EY Tax & Law Magazine Ausgabe 3  |  2023

Umsatzsteuer-
liche Behandlung 
des E-Charging

TAX | Umsatzsteuer

Der EuGH hat in der Rs. C-282/22, P. w W. vom 20.04.2023 ent-
schieden, dass das Au昀氀aden von Elektrofahrzeugen (E-Charging) an 
öffentlich zugänglichen Ladestationen umsatzsteuerlich als Liefe-
rung von Elektrizität zu quali昀椀zieren ist (ebenso bereits Rz. 474e 
UStR 2000). Ob dies auch bei Vorliegen einer Transaktionskette gilt, 
bei der zwischen Ladesäulenbetreiber und Nutzenden ein E-Mobility-
Provider zwischengeschaltet ist, ist derzeit die Frage eines beim 
EuGH anhängigen Vorabentscheidungsverfahrens (Rs. C-60/23,  
Digital Charging Solutions GmbH).
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E-Charging als Lieferung von Elektrizität

In der Rechtssache C 282/22, P. w W. vom 20.04.2023 hatte 

der EuGH über die Frage zu entscheiden, ob beim Au昀氀aden 
von Elektrofahrzeugen (E-Charging) an öffentlich zugänglichen 

Ladestationen eine Lieferung oder eine Dienstleistung vor-

liegt. Die mit dem Ladevorgang im Zusammenhang stehende 

Leistung umfasste dabei je nach Bedarf des:der betreffenden 

Nutzenden die Bereitstellung von Ladevorrichtungen, die 

Übertragung von Elektrizität mit entsprechend angepassten 

Parametern an die Batterie des Elektrofahrzeuges sowie not-

wendige technische Unterstützungsleistungen. Ferner beab-

sichtigte die Klägerin auch, eine spezielle Plattform, Website 

oder Anwendungssoftware bereitzustellen, über die die Nut-

zenden einen bestimmten Anschluss reservieren und den Ver-

lauf der getätigten Umsätze und der erfolgten Zahlungen ein-

sehen können. Für all diese Leistungen war ein einheitlicher 

Preis in Abhängigkeit von der Ladezeit vorgesehen. 

Dem EuGH zufolge handelt es sich bei diesen Umsätzen um 

eine Kombination aus der bestehenden Lieferung von Elek-

trizität zum Au昀氀aden von Elektrofahrzeugen und der Erbrin-

gung verschiedener Dienstleistungen. Dabei stellt der EuGH 

fest, dass diese komplexe einheitliche Leistung als Lieferung 

zu werten ist, da die Übertragung von Elektrizität den charak-

teristischen und dominierenden Bestandteil der Leistung dar-

stellt. Die Gewährung des Zugangs zu dieser Vorrichtung  

ist eine bloß minimale Dienstleistung, die mit der Lieferung an 
sich notwendigerweise verbunden ist. Dies gilt auch für die 

entsprechende technische Unterstützung und die Bereitstel-

lung von IT-Anwendungen, die nach Auffassung des EuGH 

bloße Nebenleistungen darstellen, die aus umsatzsteuerlicher 
Sicht das Schicksal der Hauptleistung bestehend in der Liefe-

rung von Elektrizität teilen. 

Der EuGH hatte sich im vorliegenden Fall nicht mit einer  

Konstellation auseinanderzusetzen, in der zwischen dem Lade-

säulenbetreiber (Charge Point Operator, „CPO“) und dem:der 

Nutzer:in ein Mobilitätsanbieter (E-Mobility-Provider, „EMP“) 

zwischengeschaltet wird. Ein derartig gelagerter Sachver- 

halt mit Vorliegen einer Transaktionskette ist jedoch derzeit 

Grundlage eines vor dem EuGH anhängigen Vorabentschei-

dungsverfahrens (Rs. C-60/23, Digital Charging Solutions 
GmbH).Fo
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E-Charging als Lieferung auch in Transaktionsketten 

(CPO–EMP–Nutzende:r)?

Im Sachverhalt der anhängigen Rs. C-60/23, Digital Charging 

Solutions GmbH stellt eine deutsche Gesellschaft (als EMP) 

Nutzenden von Elektrofahrzeugen in Schweden Zugang zu 

einem Netzwerk von Ladestationen zur Verfügung, wobei die 

Nutzenden auch laufend Informationen über die Preise und  

die Verfügbarkeit der Ladestationen einsehen können. Außer-
dem werden die Suche nach und das Finden von Ladestatio- 

nen sowie eine Routenplanung angeboten. Die zum Netzwerk 

gehörenden Ladestationen werden nicht vom EMP, sondern 

von einem Ladesäulenbetreiber (CPO) betrieben und bereitge-

stellt. Zur Benützung einer Ladestation werden die Nutzen -

den vom EMP mit einer Karte und einer Authenti昀椀zierungsplatt-
form ausgestattet. Die Rechnungstellung vom EMP an die 

Nutzenden erfolgt nach Erhalt der vom CPO an den EMP aus-

gestellten Rechnung am Monatsende. Nachdem der EMP  

die Rechnung vom CPO erhalten hat, stellt er den Nutzenden 

monatliche Rechnungen für die gelieferte Menge Elektrizität 

und für den Zugang zum Netzwerkservice aus. Das Au昀氀aden 
und der Netzwerkservice werden getrennt berechnet; dabei 

schwankt zwar der Preis für die Elektrizität, für den Service 

wird jedoch eine nutzungsunabhängige feste Gebühr 

berechnet. 

Vor diesem Hintergrund hat der EuGH nun zu entscheiden, ob 

die vom EMP den Nutzenden zur Verfügung gestellte Leistung 

des Au昀氀adens des Fahrzeugs eine Lieferung darstellt. Beja-

hendenfalls wurde der EuGH auch gefragt, ob eine  solche  

Lieferung in allen Abschnitten der Transaktionskette vorliegt, 

auch wenn nur der Nutzer des Fahrzeugs über Umstände  

wie die Menge, den Zeitpunkt und den Ort der Au昀氀adung 
sowie die Art der Verwendung der Elektrizität entscheiden kann.

Bisherige Rechtsprechung des EuGH zur Lieferung  

von Kraftstoffen

In seiner früheren Rechtsprechung zur Abgabe von Kraft-

stoffen unter Einschaltung von Tankkartenunternehmen hat 

der EuGH in den Rs. Vega (15.05.2019, C-235/18) bzw. Auto 
Lease Holland (06.02.2003, C-185/01) im Ergebnis entschie-

den, dass diese nicht als Lieferung von Kraftstoffen angesehen 

werden kann, wenn das Unternehmen dem:der Kund:in eine 

Karte zur Verfügung stellt, die er:sie zum Tanken bei Kraft-

stof昀氀ieferanten nutzt. Die österreichische Finanzverwaltung 
legt diese Urteile insofern eng aus (Rz. 345 UStR 2000), als 

bei Tankkartenverträgen, die den Einkauf und Verkauf von 

Treibstoffen regeln, weiterhin von einer Lieferung in der Reihe 

auszugehen ist.

EuGH
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Wendet man die Grundsätze der Urteile des EuGH auf die in 

der Rs. Digital Charging Solutions GmbH vorliegende Sach- 

lage an, würde die Leistung des EMP an den:die Nutzer:in als 

sonstige Leistung und nicht als Lieferung von Elektrizität  

zu quali昀椀zieren sein. Es ist jedoch fraglich, ob in derzeitigen 
E-Charging-Konstellationen diese Grundsätze auf Transak-

tionsketten tatsächlich übertragen werden können, nachdem 

(anders als bei Kraftstoffbetankungen) in der Regel eine ver-

tragliche Vereinbarung (Ladekarte) zwischen EMP und Nutzen-

den zum Au昀氀aden von Elektrizität notwendig ist. Eine derar-
tige Auslegung stünde auch im Widerspruch zur Ansicht des 

Mehrwertsteuerausschusses. Dieser ist einstimmig der Auf-

fassung, dass in der Wertschöpfungskette des Au昀氀adens von 
Elektrofahrzeugen Elektrizität vom CPO an den EMP bzw.  

vom EMP an den:die Nutzer:in geliefert wird (Leitlinien des 

Mehrwertsteuerausschuss, 113. Sitzung vom 03.06.2019 

bzw. 118. Sitzung vom 19.04.2021). 

Praktische Auswirkungen 

Wird der Auffassung des Mehrwertsteuerausschusses gefolgt 

und von einer Lieferung von Elektrizität des CPO an den EMP 

sowie des EMP an den:die Nutzer:in in der Wertschöpfungs-

kette ausgegangen, unterläge der EMP als Wiederverkäufer 

von Strom an österreichische Endnutzer:innen einer Registrie-

rungs- und Meldeverp昀氀ichtung in Österreich. Die Lieferung 
von Elektrizität des CPO an einen österreichischen EMP unter-

läge aufgrund der Wiederverkäufereigenschaft des EMP dem 

Reverse-Charge-Verfahren in Österreich. 

Sonstige Fragestellungen

In praktischer Hinsicht stellt sich neben der Frage nach der 

Quali昀椀kation des E-Charging in Transaktionsketten als Lieferung 
oder sonstige Leistung in grenzüberschreitenden Fällen auch 

die Frage, ob eine Ladestation umsatzsteuerlich unter gewis-

sen Umständen als feste Niederlassung (Art. 11 MwSt-DVO) 

angesehen werden kann. Auch ist nicht eindeutig geklärt, ob 

Ladestationen für die Anwendung des Reverse-Charge-Mecha-

nismus im Zusammenhang mit Bauleistungen als Bauwerk im 

Sinne von § 19 Abs. 1a UStG zu klassi昀椀zieren sind. Aus ver-

brauchsteuerrechtlicher Sicht gilt es, das Elektrizitätsabgabe-

gesetz zu beachten, denn die Lieferung elektrischer Energie 

(außer an Elektrizitätsunternehmen und Wiederverkäufer) 
gegen Entgelt unterliegt der Elektrizitätsabgabe. 
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steuerrechts, ist Autor zahlreicher Fachpublikationen und 

beschäftigt sich in seiner täglichen Arbeit intensiv mit den 

neuesten Entwicklungen im Bereich der Umsatzsteuer.Fo
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Fazit
Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass im Zusammen-

hang mit dem E-Charging von Elektrofahrzeugen 

umsatzsteuerliche Zweifelsfragen bestehen. Punktuell 

wird hier der EuGH die Rechtsunsicherheit beseitigen 

können, wie beispielweise im anhängigen Vorabent-

scheidungsverfahren in der Rs. C-60/23, Digital Char-

ging Solutions GmbH. In Anbetracht der zunehmenden 

Bedeutung der Elektromobilität wäre es dennoch wün-

schenswert, dass der euro päische Gesetzgeber klarstel-

lende Regelungen zur umsatzsteuerlichen Behandlung 

des E-Charging schafft. 
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Um die Motivation und das Engagement ihrer  

Mit arbeitenden hoch zu halten und auch um neue 

Kräfte zu gewinnen, müssen Unternehmen heute  

immer mehr bieten. Eine interessante Tätigkeit, eine 

funktionierende Work­Life­Balance und ein anspre­

chendes Gehalt allein sind nicht mehr zwangsläu昀椀g 
ausreichend. Gefragt sind unter anderem breit  

gefächerte Vergütungs­ und Anreizpakete mit einem 

klaren Fokus auf ökologischen und sozialen Krite­

rien, um den Nachhaltigkeitsbestrebungen gerecht 

zu werden. 

Dabei sind Mitarbeiterbeteiligungen als variabler 

Vergütungsbestandteil speziell für KMU (egal ob 

Start­ups oder etablierte GmbHs) ein potenzielles 

Instrument, um am hart umkämpften Arbeitsmarkt 

nicht nur als attraktiver Arbeitgeber wahrgenommen 

zu werden, sondern auch um die Leistungsträger:in­

nen längerfristig an das Unternehmen zu binden und 

somit gezielt einen Nachhaltigkeitsaspekt zu berück­ 

sichtigen. 
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Nachhaltige 
Mitarbeitervergütung 
und anreizbasierte 
Entlohnung im Wandel
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Bereits existierende rechtliche Rahmenbedingungen 

Nimmt man die vorhandenen rechtlichen Rahmenbedingungen 

als Ausgangspunkt der nachfolgenden Betrachtungen, so  

sind dies einerseits jene aus der Umsetzung der EU-Aktionärs-

rechte-Richtlinie (EU) 2017/828, die auch in das Aktiengesetz 

einge昀氀ossen sind, Bestimmungen zur Vorstandsvergütung, 
der Österreichische Corporate Governance Kodex sowie die 

Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) zur  

Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen, Letztere 

anwendbar für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 

01.01.2023 beginnen. 

Ein nachhaltiges Unternehmen handelt demnach im Einklang 

mit ökonomischen, ökologischen und sozialen Werten (ESG-

Faktoren). ESG betrifft den eigentlichen Geschäftszweck und 

die Wertschöpfung genauso wie Beziehungen zu sämtlichen 

Stakeholdern (Gesellschafter:innen, Mitarbeitende und 

Management, Geschäftspartner etc.).

Auch wenn einige dieser Bestimmungen für mittelständische 

GmbHs nicht zwingend anwendbar sind, ist deren Auswirkung 

unbestritten, de昀椀niert man Nachhaltigkeit der Vergütungs- 
politik allgemein als vordergründig für die Entwicklung und den 

Fortbestand des Unternehmens inklusive einer angemesse-

nen, langfristigen Absicherung der Beschäftigten. Zusätzlich 

sei hier angemerkt, dass es mittlerweile „common sense“ ist, 

dass sich nachhaltiges Handeln auch ökonomisch auszahlt und 

nachweislich zum Unternehmenserfolg beiträgt. 

Nachhaltigkeit hat zwar in den letzten Jahren und speziell 

während der Pandemie kontinuierlich weiter an Bedeutung 

gewonnen und mittlerweile richten fast 90 Prozent aller  

Unternehmen den Fokus auf ökologische und soziale Kriterien —  

allerdings 昀椀nden sich die ESG-Kriterien bei weit weniger Unter-
nehmen in der Vergütungspolitik, womit durchwegs Hand-

lungsbedarf besteht. Vor allem die jüngeren Generationen 

 fordern messbare Maßnahmen, die konsequent im strategischen 
und operativen Geschäft umgesetzt werden. 

Unternehmensspezi昀椀sche Umsetzung und Verankerung  
von Nachhaltigkeitszielen in der Vergütung im Allgemeinen 

sowie in Mitarbeiterbeteiligungen im Speziellen

Auch wenn es kein allgemein gültiges Rezept für die optimale 

Vergütungspolitik gibt, erscheint es im Zusammenhang mit 

Nachhaltgkeitszielen sinnvoll, vorab Nachhaltigkeit als Teil der 

Unternehmenskultur zu verstehen, Ziele zu de昀椀nieren und  
die Belegschaft zu einem nachhaltigen Handeln zu motivieren, 

um im nächsten Schritt die Aspekte für ein nachhaltiges Ver-

gütungsmodell herauszuarbeiten (siehe dazu auch den in der 

Folge angeführten 5-Phasen-Ansatz).

Hält Ihre Mitarbeiter- 
beteiligung einem  
„State of the Art“- 
Vergleich stand? 
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An welchen konkreten Parametern eines Vergütungssystems 

im Allgemeinen und einer Mitarbeiterbeteiligung (MAB) im 

Speziellen kann dieser Nachhaltigkeitsgedanke nun in der 

Praxis festgemacht werden?

Allgemein 

• Ziele möglichst so wählen, dass sie langfristig die Vergütung 

bestimmen

• Equal Pay: gleiche Vergütungschancen für Männer und Frauen 

• spürbarer Effekt der Nachhaltigkeits-KPIs im Rahmen  

der Gesamtvergütung

• Umstellung der Firmenautos von Verbrenner auf  

E-Fahrzeuge bzw. Pool-E-Fahrzeuge

MAB-spezi昀椀sch
• klare leistungsbezogene Erdienung (Vesting) von vorzugs-

weise langfristigen Vergütungen (Abkehr von jeglicher 

Form von kurzfristigen Boni昀椀kationen)
• absolute und individuelle Caps (Obergrenzen) der aus einer 

MAB resultierenden Vergütungskomponenten, die ihrer-

seits auch zur Vereinfachung von Budgetierung und Kosten-

kontrolle der MAB beitragen — einem weiteren wichtigen 

Punkt bei der Einführung einer MAB unter dem Nachhaltig- 

keitsgedanken

• Vermeidung willkürlicher bzw. garantierter Zahlungen aus 

dem Programm

• Clawback-Klauseln, d. h. Rückforderungsmöglichkeiten bei 

Nichterreichen der de昀椀nierten Ziele oder Malus-Klauseln
• Transparenz und Offenlegung der Vergütungssysteme

• Berücksichtigung aktueller Trends aus Umfragen zu MABs, 

z. B. die Anpassung der Konditionen einer MAB an die  

Karrierewege von Frauen, um deren Teilnahmequote zu 

steigern, oder generell 昀氀exiblere Vesting-Regelungen 
• Bestimmung adäquater Beteiligungshöhen der Mitarbei-

ter:innen über die Anreizintensität, um eine einzelfall- 

spezi昀椀sche optimale Ausgestaltung der Vergütungsstruktur 
zu erreichen, in anderen Worten: sich der Frage „Was ist  

die richtige Höhe meiner MAB?“ widmen

Was relativ einfach klingen mag, birgt vom ersten Brainstor-

ming zu einer MAB bis zur erfolgreichen Implementierung 

durchwegs anspruchsvolle Hürden unterschiedlichster Natur. 

Nicht zuletzt deswegen erscheint es sinnvoll, sich an dem in  

der Praxis bewährten 5-Phasen-Schema1 bei der Einführung 

einer MAB zu orientieren, um einerseits die erforderlichen 

Schritte in der chronologsich richtigen Reihenfolge zu setzen 

und andererseits sicherzustellen, dass alle essenziellen To-dos 

berücksichtigt werden. 

1  Die einzelnen Phasen laufen dabei nicht zwangsläu昀椀g nacheinander ab, sondern überlappen sich teilweise.



31EY Tax & Law Magazine Ausgabe 3  |  2023

Fo
to

s:
 G

e
tt

y 
Im

a
g

e
s
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Herwig Debriacher ist Steuerberater und Associate Partner 
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schwerpunkte sind insbesondere lohnsteuer- und sozialver-

sicherungsrechtliche Themenstellungen im Zusammenhang mit 

internationalem Personaleinsatz und Immigration.

Betrachtet man die aktuellen gesetzlichen Entwicklungen im 

Bereich von MABs in Österreich wie den Entwurf des Start-

up-Förderungsgesetzes, scheinen mit den darin geplanten 

Maßnahmen wie z. B. jener zur „Deferred Taxation“ während 
des aufrechten Dienstverhältnisses bzw. bis zur Veräußerung 
der Anteile Nachhaltigkeitsgedanken durchwegs Berücksich-

tigung zu 昀椀nden, womit hier ein erster Schritt in die richtige 
Richtung erkennbar ist.

Die vorgesehenen Einschränkungen dieses Gesetzes, insbe-

sondere in Bezug auf Alter, Größe und Eigentümerstruktur 
der Unternehmen, werden jedoch den Anwendungsbereich in 

der Praxis weiter reduzieren. Zum Beispiel sind GmbHs, die 

per 01.01.2024 bereits seit zehn Jahren bestehen, laut dem 

aktuellen Entwurf von der Anwendung des Förderungsgeset -

zes ausgeschlossen. 

Abschließende Handlungsempfehlungen für die Praxis

Im Kontext von Vergütungsdiskussionen unter dem Nachhal-

tigkeitsaspekt emp昀椀ehlt es sich, die Zeit zu nutzen, um ein 
bedarfsgerechtes Vergütungskonzept unter Berücksichtigung 

von ESG-Kriterien zu etablieren. In anderen Worten sollten  

die Aktualität und die Anreize des eigenen Vergütungssystems 

diesbezüglich hinterfragt werden, um sicherzustellen, dass 

durch die Vergütungspraxis die richtigen Anreize gesetzt wer-

den, um neue Mitarbeitende zu gewinnen, die bestehenden 

Leistungsträger:innen längerfristig an das Unternehmen zu 

binden und Nachhaltigkeitsaspekte entsprechend zu berück- 

sichtigen. 

Auch wenn eine Mitarbeiterbeteiligung für sich allein nicht 

nicht reichen wird, um die Nachhaltigkeitsbilanz eines Unter-

nehmens in ausreichendem Ausmaß zu steigern, kann sie  
im Rahmen der Gesamtvergütung sehr wohl entscheidende 

Anreize setzen. 

Der steigenden Bedeutung von Nachhaltigkeitsüberlegungen in 

Vergütungsprogrammen generell sowie in MABs im Speziel- 

len für sämtliche Stakeholder ist aus Arbeitgebersicht Rech-

nung zu tragen, will man am hart umkämpften Arbeitsmarkt 

als attraktiver Arbeitgeber wahrgenommen werden. 

Ihre PAS-Kontakte bei EY Österreich stehen Ihnen in diesem 

Zusammenhang jederzeit gerne für Fragen zur Verfügung.

Ausgangslage 

und Planung 

1 2 3 4 5
Gestaltung Compliance Kommunikation Administration 

und Implementierung
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Europa: neues multilaterales Rahmenübereinkommen für Telearbeit

DAC 8
Am 16.05.2023 ist im Rahmen eines 

ECOFIN-Treffens die politische Einigung 

hinsichtlich der Änderungen der „DAC 8“- 

Richtlinie erzielt worden. „DAC 8“ führt 

u. a. Meldep昀氀ichten für Dienstleister 

ein, die für in der EU ansässige Kunden 

Transaktionen mit Kryptowerten ab- 

wickeln. Gegenüber dem ursprüng-

lichen Vorschlag der Kommission vom 

08.12.2022 haben sich relevante 

Änderungen ergeben. Unter anderem 

sind die Regelungen über Mindestsank-

tionen bei Verstoß gegen Meldep昀氀ich-

ten weggefallen.

VwGH zur Veräußerung eines 
Mitunternehmeranteils unter 
gänzlicher Zurückbehaltung des 
Sonderbetriebsvermögens 

Der VwGH war kürzlich mit der Frage eines begünstigungs-

fähigen Veräußerungsgewinns gemäß § 24 EStG bei Veräuße-

rung von Teilen eines Mitunternehmeranteils (75 Prozent) 

unter Zurückbehaltung von Sonderbetriebsvermögen befasst 

(VwGH, 26.01.2023, Ro 2022/15/0006). 

Grundsätzlich erfasst der Mitunternehmeranteil nicht nur den 

Anteil am Gesellschaftsvermögen, sondern auch das Sonder-

betriebsvermögen. Eine Betriebsveräußerung nach § 24 EStG 
setzt voraus, dass der Erwerber in die Lage versetzt wird, das 

Unternehmen ohne weiteres fortzuführen. Im gegenständlichen 

Fall beurteilte es der VwGH als unschädlich, wenn Sonderbe-

triebsvermögen zurückbehalten wird, solange der Erwerber den 

Betrieb fortführen kann. Der VwGH sah im vorliegenden Fall 

daher eine Veräußerung im Sinne des § 24 EStG als gegeben, 
die grundsätzlich die Begünstigungen (Freibetrag nach  

§ 24 Abs. 4 EStG, die Dreijahresverteilung nach § 37 Abs. 2 EStG 

bzw. den Hälftesteuersatz gemäß § 37 Abs. 5 EStG) ermög-

licht. Da aber die Altersbegünstigung der Hälftesteuersatzbe-

steuerung (§ 37 Abs. 5 EStG) die Veräußerung des gesamten 
Betriebs voraussetzt, hat dies für Mitunternehmeranteile zur 

Folge, dass auch der gesamte Mitunternehmeranteil veräußert 
werden müsste, um die Voraussetzungen für die begünstigte 

Besteuerung zu erfüllen. Die Veräußerung bloß einer Quote eines 
Mitunternehmeranteils berechtigt daher nicht zur Hälftesteuer- 

satzbegünstigung.

Im Rahmen einer EU-Arbeitsgruppe wurde ein multilaterales Rahmenübereinkommen erarbeitet, das Grenzgänger:innen inner- 

halb der EU einen größeren Arbeitszeitanteil für Telearbeit im Wohnsitzstaat ermöglicht, ohne dass dies eine Auswirkung auf das  
anzuwendende Sozialversicherungsrecht hat. Ab dem 01.07.2023 können Beschäftigte unter bestimmten Voraussetzungen bis zu 

49,99 Prozent ihrer Gesamtarbeitszeit in Form von Telearbeit in ihrem Wohnstaat erbringen und unterliegen weiterhin den Rechts-

vorschriften des Sozialversicherungsrechts des Mitgliedstaates, in dem der Arbeitgeber ansässig ist. Es steht den Mitgliedstaaten 

frei, sich dem neuen Rahmenübereinkommen anzuschließen.

Ihre Ansprechpartnerinnen: Kristin Resenig, Nataša Zlokapa

EY Tax & Law Magazine Ausgabe 3  |  2023
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ES
BFG: Rückstellungsbildung  
durch neuen Arbeitgeber bei 
Arbeitsplatzwechsel im Konzern

Im Rahmen der Novelle wurde das Register der wirtschaft-

lichen Eigentümer zur zentralen Plattform zum automatisations-

unterstützten Abgleich von Sanktionslisten mit dem Firmen-

buch, dem Vereinsregister, dem Ergänzungsregister und dem 

Register der wirtschaftlichen Eigentümer ausgebaut. Zudem 

wird die Zusammenarbeit der Registerbehörde mit anderen 

Behörden zur Verhinderung von Geldwäsche, Terrorismus-

昀椀nanzierung und der Umgehung von Sanktionen intensiviert 
und ein über die Amtshilfe hinausgehender Informationsaus-

tausch ermöglicht.

Weiters sind zukünftig Treuhandschaften innerhalb der Betei-

ligungskette und die treuhändige Übernahme der Funktionen 

des Stifters oder des Begünstigten bei Stiftungen (Treuhand-

stiftungen) offenzulegen.

Für Angehörige der Presse und der Wissenschaft sowie  

zivilgesellschaftliche Organisationen ist seit 01.08.2023  

eine Einsicht bei berechtigtem Interesse möglich. Neben den  

Parteien mit einem berechtigten Interesse können auch 

öffentliche Einrichtungen, die im Rahmen ihrer Tätigkeiten 

öffentliche Mittel als Förderungen vergeben, Einsicht in  

das Register nehmen.Fo
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Das BFG (BFG, 25.04.2023, RV/2100440/2020) hatte zu ent-

scheiden, ob eine GmbH, die im Rahmen einer konzerninternen 

Versetzung Abfertigungsansprüche für einen Arbeitnehmer 

übernahm, steuerlich einen Rückstellungsaufwand dafür geltend 

machen durfte. Die Bildung einer Abfertigungsrückstellung  

ist nach Ansicht des BFG zulässig, wenn der Arbeitnehmer nach 

Übergang seines Arbeitsverhältnisses weiterhin in der alten 

Abfertigung verbleibt und die übernehmende Gesellschaft die 

Möglichkeit der steuerfreien Eigenkapitalübertragung i. S. d. 

§ 124b Z. 68 lit. a EStG nicht ausgeübt hat.

WiEReG-Novelle
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Der jüngst veröffentlichte Ministerialentwurf des Gesell-

schaftsrechts-Änderungsgesetzes 2023, mit dem insbesondere 

ein Bundesgesetz über die Flexible Kapitalgesellschaft oder 

Flexible Company (FlexKapGG) erlassen werden soll, sieht die 

Schaffung einer neuen Kapitalgesellschaft, der Flexiblen Kapi-

talgesellschaft oder Flexible Company (FlexKapG bzw. FlexCo), 

vor. Die FlexCo soll insbesondere (aber nicht nur) für Grün-

der:innen und Start-ups eine international wettbewerbsfähige 

Kapitalgesellschaftsform bieten. Der Ministerialentwurf ent-

hält zwar viele sinnvolle Gestaltungsmöglichkeiten, die Akzep-

tanz der neuen Gesellschaftsform wird sich jedoch erst in der 

Praxis zeigen. Nachfolgend geben wir einen groben Überblick 

über die wesentlichen Besonderheiten der FlexCo und neh- 

men eine Zusammenschau mit den entsprechenden Regeln der 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) vor.

Besonderheiten der FlexCo 

Die FlexCo soll für innovative Start-ups und Gründer:innen in 

der Frühphase besonders attraktiv sein und deren Bedürfnisse 

erfüllen. Die neue Kapitalgesellschaftsform baut auf dem Recht 

der GmbH unter Einbeziehung von 昀氀exiblen Gestaltungsmög-

lichkeiten aus dem Recht der Aktiengesellschaft (AG) auf.

Verschiedene Beteiligungsformen

Ein Kernanliegen der FlexCo ist es, Beteiligungen einfacher zu 

ermöglichen. Daher soll es bei der FlexCo bei entsprechender 

Regelung im Gesellschaftsvertrag verschiedene Gattungen 

von Anteilen geben. Neben dem klassischen — aus dem GmbH-

Recht bekannten — Geschäftsanteil soll es auch den Unterneh-

menswert-Anteil geben. Diese neue Beteiligungsform soll zwar 

eine wirtschaftliche Teilhabe an der FlexCo ermöglichen, jedoch 

die Teilhabe an der Willensbildung nur stark eingeschränkt 

zulassen. Dadurch soll insbesondere die Beteiligung von Mitar-

beitenden an der Gesellschaft leichter möglich sein. Generell 

sollen Unternehmenswert-Anteile im Vergleich zu Geschäfts-

anteilen 昀氀exibler sein. So soll die Mindeststammeinlage von 

Unternehmenswert-Anteilen nur 1 Cent betragen und bei 

Übernahmen und Übertragungen dieser Anteile die Schrift-

form ausreichen. Zu beachten ist jedoch, dass im Ministerial-

entwurf vorgesehen ist, dass Unternehmenswert-Anteile nur 

im Ausmaß von unter 25 Prozent des Stammkapitals ausge-
geben werden dürfen, wodurch größere Investoren als Unter-
nehmenswert-Beteiligte ausscheiden werden.

Die wirtschaftliche Teilhabe am Bilanzgewinn und am Liquida-

tionserlös soll das wesentliche Element von Unternehmens-

wert-Anteilen sein. Unternehmenswert-Beteiligte sollen daher 

im Verhältnis ihrer eingezahlten Stammeinlage grundsätzlich 

zwingend am Bilanz- und am Veräußerungsgewinn (oder Liqui-
dationserlös) teilhaben. Von diesem Grundsatz soll nur dann, 

z. B. in Form einer (Liquidations-)Präferenz für Finanzinvestoren, 

abgewichen werden können, wenn in gesellschaftsvertrag-

lichen Regelungen eine Gleichbehandlung von Unternehmens-

wert-Beteiligten und Gründungsgesellschafter:innen sicher-

gestellt ist.

Unternehmenswert-Anteile sollen (weitgehend) stimmrechts- 

losen Beteiligungen gleichkommen. Unternehmenswert- 

Beteiligten sollen zwar die (eingeschränkten!) gesetzlichen 

Informations- und Einsichtsrechte zukommen, sie sollen  

aber nicht an der Willensbildung der Gesellschaft teilnehmen 

dürfen. Ihnen soll daher weder ein Stimmrecht bei Gesellschaf-

terbeschlüssen noch eine Anfechtungsbefugnis zur Bekämp-

fung der gefassten Beschlüsse zustehen, ebenso wenig wie das 

von der Judikatur entwickelte umfassende Informationsrecht 

jedes:jeder GmbH-Gesellschafter:in. Ausgenommen sind ledig-

lich Beschlüsse, die unmittelbar einen Eingriff in die gesell-

schaftsvertragliche Stellung der Unternehmenswert-Beteiligten 

darstellen. Außerdem haben Unternehmenswert-Beteiligte — 
sofern dies nicht im Gesellschaftsvertrag vorgesehen ist — bei 

einer Kapitalerhöhung kein Bezugsrecht und sind daher nicht 

vor der Verwässerung ihres Anteils geschützt.

FlexCo
Die neue Kapitalgesellschaft 
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Da Unternehmenswert-Beteiligte von der Mitwirkung an  

der Willensbildung in der Gesellschaft weitestgehend ausge-

schlossen sein sollen, soll für sie auch das wirtschaftliche 

Risiko möglichst gering sein. Zwar ist im Entwurf vorgesehen, 

dass auf Unternehmenswert-Anteile die Stammeinlage sofort  

in voller Höhe einzuzahlen ist, doch sollen Unternehmenswert-

Beteiligte im Gegenzug nicht für eine spätere Inanspruch-

nahme in Betracht kommen und es soll sie weder eine Ausfalls-

haftung noch eine Nachschussp昀氀icht treffen.

Finanzverfassung der FlexCo

Im Bereich der Finanzverfassung soll die FlexCo einige Gestal-

tungsmöglichkeiten bieten, die aus dem Recht der AG bekannt 

sind. So sollen 昀氀exible Kapitalmaßnahmen wie bedingte Kapital-
erhöhungen, genehmigtes Kapital und sonstige (Hybrid-)

Finanzierungsformen möglich sein bzw. vereinfacht werden. 

Zudem soll die FlexCo innerhalb bestimmter, gesetzlich vor-

gesehener Schranken eigene Anteile erwerben oder als Pfand 

nehmen können. Im Unterschied zur AG soll es bei dem 

Beschluss über den Erwerb der eigenen Anteile aber zu einem 

Stimmrechtsausschluss der Gesellschafter:innen kommen,  

von denen die Anteile rückerworben werden. Darüber hinaus 

soll auch die Einziehung von Geschäftsanteilen bei der FlexCo 

möglich sein. Geschäftsanteile sollen sowohl nach dem Erwerb 

durch die Gesellschaft als auch unabhängig davon eingezogen 

werden können, sodass bei der FlexCo Austritts- und Ausschluss-

rechte ohne Anteilsübertragungen unter den Gesellschaf-

ter:innen mit entsprechender Bestimmung im Gesellschafts-

vertrag ausgeübt werden können.

FlexCo vs. GmbH

In der Folge vergleichen wir einige der Kernelemente der 

FlexCo mit den entsprechenden Regeln der GmbH.

Mehr Flexibilität für Gesellschafter:innen

Stammkapital und Stammeinlage
Das Mindeststammkapital als Mindestvermögen der FlexCo 

soll — wie künftig auch jenes der GmbH — 10.000 Euro betragen, 

wovon mindestens 5.000 Euro bar einzuzahlen sind.

Im Vergleich zur GmbH, bei der die Stammeinlage jedes:jeder 

Gesellschafter:in mindestens 70 Euro zu betragen hat, sollen 

die auf die einzelnen (regulären) Gesellschafter:innen jeweils 

entfallenden Mindeststammeinlagen bei der FlexCo mit einem 

Betrag von 1 Euro deutlich geringer sein und so auch Betei-

ligungen in geringem Ausmaß ermöglichen. Wie auch bei der 
GmbH soll mindestens ein Viertel jeder bar zu leistenden 

Stammeinlage eingezahlt werden, jedoch jedenfalls ein Betrag 

von 1 Euro.

Uneinheitliche Stimmabgabe
Den Gesellschafter:innen der FlexCo soll es zukünftig auch 

ausdrücklich möglich sein, ihr Stimmrecht uneinheitlich auszu-

üben. Eine uneinheitliche Stimmabgabe eines:einer Gesell-

schafter:in für einen Geschäftsanteil wurde bei der GmbH bis-

lang als in der Regel unzulässig angesehen. Die Zulässigkeit 

der uneinheitlichen (gespaltenen) Stimmabgabe ist in der Praxis 

bei Unterbeteiligungen, insbesondere bei treuhändigen Beteili-

gungen, von Bedeutung. Zu beachten ist, dass die treuhändige 

Beteiligung an der FlexCo — unabhängig von der tatsächlichen 

Stimmausübung — eine Meldep昀氀icht im Register der wirtschaft-
lichen Eigentümer auslösen kann.

Einverständnis zur schriftlichen Abstimmung 
(Umlaufbeschluss)
Im Gegensatz zur GmbH, bei der eine Abstimmung im schrift-

lichen Weg stets nur mit der Zustimmung aller Gesellschaf-

ter:innen zulässig ist, soll diese bei entsprechender Regelung 

im Gesellschaftsvertrag nicht erforderlich sein. Dadurch soll 

die schriftliche Beschlussfassung ef昀椀zienter und einfacher 
erfolgen können. Entscheidend soll alleinig sein, dass allen 

Gesellschafter:innen die Möglichkeit zur Teilnahme an der 

schriftlichen Abstimmung gewährt wurde, sodass bei der FlexCo 

besonderes Augenmerk auf den Nachweis der tatsächlichen 

Zustellung des Beschlusses zu legen sein wird. Da die Mehrheit 

aber von der Gesamtzahl aller Gesellschafter:innen festzu-

stellen sein soll, wird in der Praxis die Teilnahme von zumindest 

mehr als der Hälfte der Gesellschafter:innen an der schrift-

lichen Abstimmung erforderlich sein.

Weniger Formalität

Textformerfordernis bei schriftlicher Abstimmung
Bei der FlexCo sollen die Formerfordernisse für Umlaufbe-

schlüsse reduziert werden und die Textform (i. S. d. § 13  

Abs. 2 AktG) bei entsprechender Regelung im Gesellschafts-

vertrag ausreichen. Nach § 13 Abs. 2 AktG muss für Abstim-

mungen in Textform die Erklärung in einer Urkunde oder auf 

eine andere zur dauerhaften Wiedergabe in Schriftzeichen 

geeignete Weise abgegeben, die Person des:der Erklärenden 

genannt und der Abschluss der Erklärung durch Nachbildung 
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der Namensunterschrift oder anders erkennbar gemacht wer-

den. Schriftliche Beschlüsse sollen daher in Form von E-Mails 

gefasst werden können.

Die Textform kann jedoch insbesondere in solchen Fällen nicht 

genügen, in denen der Beschluss dem Firmenbuch vorzulegen 

ist. Aufgrund der subsidiären Anwendbarkeit des GmbHG sind 

die darin festgelegten Formerfordernisse — sofern nicht aus-

drücklich anders geregelt — auch bei der FlexCo anwendbar. So 

wird bei der FlexCo beispielsweise die Bestellung eines:einer 

Geschäftsführer:in in beglaubigter Form vorzunehmen sein.

Vereinfachte Übertragung

Im Gegensatz zur GmbH soll bei der FlexCo (i) die Übertragung 

von Geschäftsanteilen, (ii) die Übernahme von Anteilen  

bei einer Kapitalerhöhung oder bei genehmigtem Kapital und  

(iii) die Ausübung eines Bezugsrechts in Form einer von 

Notar:innen oder Rechtsanwält:innen errichteten (Privat-)

Urkunde erfolgen können. Die Errichtung eines Notariatsaktes 

soll in diesen Fällen nicht erforderlich sein, sodass die zusätz-

liche Einbeziehung von Notar:innen bei anwaltlicher Vertretung 

nicht mehr erforderlich sein wird.

Bestellung eines Aufsichtsrats

Die P昀氀icht zur Bestellung eines Aufsichtsrats soll bei der 
FlexCo über jene bei der GmbH hinausgehen und auch dann 

bestehen, wenn die Gesellschaft zumindest eine mittelgroße 
Kapitalgesellschaft im Sinne des § 221 Abs. 2 und 4 UGB ist. 

Dies ist grundsätzlich der Fall, wenn an zwei aufeinander-

folgenden Geschäftsjahren zwei der drei folgenden Merkmale 

überschritten werden, nämlich (i) 5 Millionen Bilanzsumme,  

(ii) 10 Millionen Euro Umsatzerlöse und/oder (iii) 50 Beschäf-

tigte im Jahresdurchschnitt.

Umwandlungen

Sowohl die Umwandlung einer GmbH in eine FlexCo als auch 

jene einer FlexCo in eine GmbH soll entsprechend dem Ministe-

rialentwurf unkompliziert möglich sein und lediglich einen 

Beschluss der Generalversammlung mit Dreiviertelmehrheit 

sowie die Anmeldung beim Firmenbuch erfordern. Darüber 

hinaus können besondere Zustimmungserfordernisse bestehen.

Änderungen im GmbH-Recht

Zudem sieht der Ministerialentwurf Änderungen im GmbHG 

vor. So soll das Stammkapital der GmbH von 35.000 Euro auf 

10.000 Euro herabgesetzt werden. Das bedeutet, dass künftig 

bei jeder Gesellschaftsgründung statt 17.500 Euro nur noch 

5.000 Euro geleistet werden müssen. Damit einhergehend soll 

die Möglichkeit der Gründungsprivilegierung abgeschafft  

werden. Nach dem 31.10.2024 soll es zudem für gründungs- 

Ausblick
Die Begutachtungsfrist des Ministerialentwurfs 

endete am 07.07.2023. Sollte der Ministerial-

entwurf wie dargestellt erlassen werden, ist ein 

Inkrafttreten des FlexKapGG und der damit  

einhergehenden Änderungen mit 01.11.2023 

vorgesehen.

privilegierte GmbHs nicht mehr möglich sein, Änderungen 

oder Neufassungen ihres Gesellschaftsvertrags zum Firmen-

buch anzumelden, ohne gleichzeitig die Gründungsprivilegie-

rung zu beenden. Dabei kann es auch zu einer Herabsetzung 

des Stammkapitals kommen, die jedoch zumeist keinen Gläubi-

geraufruf zur Folge haben wird.

Umgekehrt werden nach Inkrafttreten des neuen Mindest-

stammkapitals auch nicht gründungsprivilegierte GmbHs ihr 

Stammkapital — unter Einhaltung der Regelungen über die 

ordentliche Kapitalherabsetzung samt Vornahme eines Gläubi-

geraufrufs — auf 10.000 Euro herabsetzen können. 
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Anwendungsbereich 

Im Rahmen der COVID-19-Gesetzgebung wurde die Möglich-

keit geschaffen, Gesellschafterversammlungen auch virtuell 

abzuhalten. Die entsprechenden Regelungen waren jeweils 

zeitlich befristet, letztmalig bis 30.06.2023. Nachdem sich die 

Durchführung von Gesellschafterversammlungen unter Ein-

satz technischer Kommunikationsmittel, insbesondere über eine 

Videokonferenz, in der Praxis bewährt hat, wurde mit dem 

Gesetz über die Durchführung virtueller Gesellschafterver- 

sammlungen (Virtuelle Gesellschafterversammlungen-Gesetz —  

VirtGesG) nun eine dauerhafte gesetzliche Grundlage ge- 

schaffen. 

Das VirtGesG gilt für Kapitalgesellschaften, Genossenschaften, 

Vereine, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, kleine  

Versicherungsvereine und Sparkassen. Anders als im Rahmen 

der COVID-19-Gesetzgebung ist das VirtGesG auf Personen-

gesellschaften und Privatstiftungen nicht anwendbar. Ebenso 

umfasst es ausschließlich Gesellschafterversammlungen, nicht 
jedoch Versammlungen von Organmitgliedern. 

Virtuelle Gesellschafter- 
versammlungen —  
gekommen, um zu bleiben
Die Durchführung virtueller Gesellschafterversammlungen ist seit 14.07.2023 dauerhaft möglich. Im Gegensatz  

zur bisherigen COVID-19-Gesetzgebung können virtuelle Versammlungen jedoch nur abgehalten werden, sofern sich  

dazu entsprechende Regelungen im Gesellschaftsvertrag, in der Satzung bzw. in den Statuten 昀椀nden. 
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Arten virtueller 
Versammlungen
Das VirtGesG bietet folgende drei Möglichkeiten für die Durchführung virtueller Versammlungen:

Einfache virtuelle Versammlung: 
Wie schon bisher im Rahmen der COVID-19-Gesetzgebung vorgesehen ist der Grundfall die  

einfache virtuelle Versammlung. Erforderlich dafür ist eine akustische und optische Zweiweg-

verbindung in Echtzeit mit den Teilnehmer:innen, sodass sich jede teilnehmende Person  

unmittelbar zu Wort melden, sich an Abstimmungen beteiligen und Widerspruch erheben kann.  

Im Ergebnis bedeutet dies praktisch etwa eine klassische Videokonferenz über MS-Teams  

oder Zoom.

Moderierte virtuelle Versammlung 
(mit einem:einer Versammlungsleiter:in): 
Im Unterschied zur einfachen virtuellen Versammlung genügt bei dieser Option die Übertragung 

der Versammlung für die Teilnehmer:innen optisch und akustisch in Echtzeit. Gesellschafter:innen 

können damit dem Verlauf der Versammlung folgen, sich aber nicht unmittelbar zu Wort melden 

oder abstimmen. Freilich ist auch bei dieser Variante den Gesellschafter:innen eine Redemög-

lichkeit per Videokommunikation zu gewähren, ebenso die Stimmrechtsausübung sowie Wider-

spruchsmöglichkeiten (z. B. Textfelder über ein Gesellschafterportal, Abstimmungssoftware, 

spezielle E-Mail-Adressen etc.). So kann etwa der:die Versammlungsleiter:in bestimmten Personen 

durchgehend eine Redemöglichkeit einräumen, während andere sich erst nach Freischaltung  

zu Wort melden können. Diese Möglichkeit bietet sich daher für Gesellschaften mit einem großen 
Teilnehmerkreis an, bei denen die herkömmliche Videokonferenz im Wege der optischen und 

akus tischen Zweiwegverbindung unter Umständen nur bedingt geeignet ist.

Hybride Versammlung: 
Die Abhaltung einer hybriden Versammlung bietet den Teilnehmer:innen die größte Flexibilität, 
da diese Art eine Mischung zwischen der klassischen physischen und der virtuellen Versamm-

lung darstellt. Für die virtuelle Teilnahme gelten die Bestimmungen für die einfache oder mode-

rierte virtuelle Versammlung. Man kann frei wählen, in welcher Form man teilnehmen möchte. 

Die Gesellschaft hat dabei zu gewährleisten, dass physische und virtuelle Teilnehmer:innen 

gleichwertig behandelt werden.
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Sonderbestimmungen für börsennotierte 

Aktiengesellschaften

Für virtuelle Versammlungen von börsennotierten Aktienge-

sellschaften gelten zusätzlich noch folgende Regelungen, die 

primär Minderheitsaktionär:innen schützen sollen:

Frage- und Antragsrecht vorab: So können Aktionär:innen ihr 

Frage- und Antragsrecht schon im Zeitraum vor der Versamm-

lung ausüben. Die Gesellschaft hat ihnen dazu einen elektroni-

schen Kommunikationsweg bereitzustellen, über den sie Fragen 

und Beschlussanträge vom Zeitpunkt der Einberufung bis 

 spätestens am dritten Werktag (oder einem vom einberufenden 

Organ festzulegenden späteren Zeitpunkt) vor der Versamm-

lung an die Gesellschaft übermitteln können. Diese Fragen und 

Beschlussanträge sind in der Versammlung zu verlesen oder 

den Teilnehmer:innen auf andere Weise zur Kenntnis zu bringen 

(z. B. Veröffentlichung im Internet). Davon unberührt bleibt die 

Möglichkeit der Aktionär:innen, sich in der Hauptversammlung 

selbst zu Wort zu melden.

Kostenlose Stimmrechtsvertreter:innen: Weiters hat die 

Gesellschaft auf ihre Kosten den Aktionär:innen mindestens 

zwei Stimmrechtsvertreter:innen zur Verfügung zu stellen,  

die von ihnen zur Stellung von Beschlussanträgen, zur Stimm-

abgabe und gegebenenfalls zur Erhebung eines Widerspruchs 

in der virtuellen oder hybriden Hauptversammlung bevoll-

mächtigt werden können. Aktionär:innen sind jedoch nicht ver-

p昀氀ichtet, von diesen Stimmrechtsvertreter:innen Gebrauch  
zu machen. 

Stimmabgabe vorab: Bei entsprechender Regelung in der 

 Satzung können auch bei virtuellen Versammlungen Stimmab-

gaben bereits vor der Versammlung auf elektronischem Weg 

ermöglicht werden. Die betreffenden Aktionär:innen können 

die abgegebenen Stimmen jedoch bis zur Abstimmung in der 

virtuellen oder hybriden Hauptversammlung widerrufen und 

allenfalls erneut abstimmen. Im Übrigen gelten die Bestimmun-

gen über die Fernabstimmung gemäß § 126 AktG sinngemäß.

Verlangen einer Präsenzversammlung: Aktionär:innen, die 

zusammen zumindest 5 Prozent des Grundkapitals der Gesell-

schaft halten, können bis zum Ende des Geschäftsjahres ver-

langen, dass die nächste ordentliche Hauptversammlung in 

einer Form durchgeführt wird, die eine physische Teilnahme 

der Aktionär:innen ermöglicht, sofern die letzte ordentliche 

Hauptversammlung nach dem VirtGesG (nicht jedoch auf 

Grundlage des COVID-19-GesG) in virtueller Form stattgefun-

den hat. Damit soll sichergestellt werden, dass nicht gegen 

den Willen der Minderheit ausschließlich virtuelle ordentliche 
Hauptversammlungen statt昀椀nden.

Handlungsbedarf

Nach dem VirtGesG ist die Durchführung virtueller Versamm-

lungen künftig nur möglich, sofern dazu explizite Regelungen  

im Gesellschaftsvertrag, in der Satzung bzw. in den Statuten 

existieren.

Damit wird der entsprechenden vertraglichen Ausgestaltung 

große Bedeutung zukommen. So kann etwa vorgesehen werden, 
dass Gesellschafterversammlungen stets virtuell durchzu-

führen sind. Ebenso kann geregelt werden, dass alternativ zu 

einer einfachen virtuellen Versammlung eine moderierte vir-

tuelle Versammlung oder eine hybride Versammlung durchge-

führt werden kann. Der Gesellschaftsvertrag kann aber auch 

die ausschließliche Durchführung einer bestimmten Form einer 
virtuellen Versammlung festlegen. Alternativ können sämt-

liche Entscheidungen über die Art der Durchführung auch an 

das einberufende Organ delegiert werden.

Vor diesem Hintergrund werden bei nahezu allen bestehenden 

Gesellschaftsverträgen, Satzungen bzw. Statuten entspre-

chende Anpassungen notwendig sein, will man sich auch künf-

tig die Option offenhalten, Gesellschafterversammlungen in 

virtueller Form durchzuführen.

„
Der Gesellschaftsvertrag kann 

die ausschließliche Durch- 

führung einer bestimmten Form 

einer virtuellen Versammlung 

festlegen. 
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Im Spannungsverhältnis zwischen nationa-
lem Urlaubsrecht und aktueller EuGH-Recht-
sprechung können Dienstgeber mitunter  
die Leidtragenden sein. Während das Urlaubs-
gesetz (UrlG) keine P昀氀icht für Dienstgeber 
kennt, auf eine drohende Verjährung hinzu-
weisen, wird dies vom EuGH konkret 
gefordert. 

Im nachfolgenden Artikel sollen die Konse-
quenzen der jüngsten EuGH-Rechtsprechung 
für die Praxis näher beleuchtet werden.
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Die Urlaubsverjährung  
im Lichte der jüngsten 
EuGH­Rechtsprechung — 
was ist für Dienstgeber  
in der Praxis zu beachten?
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Der Urlaubsanspruch von Dienstnehmenden wird im Urlaubs-

gesetz geregelt. Grundsätzlich haben Beschäftigte — abhängig 

von der zurückgelegten Dienstzeit — Anspruch auf 30 bzw.  

36 Werktage Urlaub (§ 2 Abs. 1 UrlG). Dies entspricht im Wesent-

lichen 5 bzw. 6 Wochen Urlaub. 

Wird der Urlaubsanspruch nicht bzw. nicht zur Gänze in dem 

Urlaubsjahr, in dem er anfällt, verbraucht, wird er so lange 

automatisch in das nächste Urlaubsjahr übertragen, bis er ver-

jährt. Gemäß § 4 Abs. 5 UrlG verjährt der Urlaubsanspruch 
nach Ablauf von zwei Jahren ab dem Ende des Urlaubsjahres, 

in dem er entstanden ist. Das heißt, Beschäftigte haben nach 
nationalem Recht für ihren Urlaubsverbrauch grundsätzlich 

drei Jahre Zeit, bevor es zu einem Untergang des Urlaubs-

anspruchs kommt. 

Diese (nationale) Verjährungsregelung rückt allerdings ange-

sichts der jüngeren EuGH-Rechtsprechung in den Hintergrund. 

Grund dafür ist die Auslegung des EuGH hinsichtlich der Wir-

kung von EU-Richtlinien. Zwischen privaten Dienstvertrags-

parteien sind Richtlinien nicht unmittelbar anwendbar, weshalb 

sich Dienstnehmende in einem Rechtsstreit mit Dienstgebern 

grundsätzlich nicht auf eine Richtlinienbestimmung berufen 

können. Im Urlaubsrecht besteht aber die Besonderheit, dass 

das Recht auf bezahlten Jahresurlaub nicht nur durch Art. 7 

der Arbeitszeit-Richtlinie (AZ-RL), sondern darüber hinaus auch 

durch Art. 31 Abs. 2 Grundrechtecharta (GRC) verbürgt ist 

(EuGH, 30.06.2016, Rs. C-178/15, Sobczyszyn). Über die Grund-

rechtecharta hat der EuGH eine „unmittelbare“ Wirkung 

der AZ-RL geschaffen, indem er den primärrechtlichen 

Charakter des Urlaubsanspruchs bejahte, mit der Folge, dass 

den Richt linienvorgaben widersprechende Regelungen des 

nationalen Rechts unangewendet bleiben müssen (EuGH, 

06.11.2018, Rs. C-684-16, Max-Planck-Gesellschaft). Damit 

werden die Vorgaben des EuGH auch für private Dienstgeber 

relevant, da sich diese nicht mehr auf das dem Grundrecht auf 

Urlaub inhaltlich widersprechende nationale Recht berufen 

können. 

Welche Auswirkungen ergeben sich dadurch  

für das österreichische Urlaubsrecht? 

Nach EuGH-Rechtsprechung müssen Dienstgeber ihre Beschäf-

tigten in die Lage versetzen, ihren Anspruch auf Urlaub tatsäch-

lich wahrnehmen zu können (EuGH, 29.11.2017, Rs. C-214/16, 

King). Dienstgeber sind in Anbetracht des zwingenden Charak-

ters des Rechts auf bezahlten Jahresurlaub und des Erfor-

dernisses, die praktische Wirksamkeit von Art. 7 der AZ-RL zu 

gewährleisten, verp昀氀ichtet, konkret und in völliger Trans-
parenz dafür zu sorgen, dass ihre Beschäftigten tatsächlich in 

der Lage sind, ihren bezahlten Jahresurlaub zu nehmen. 

Dienstgeber müssen demzufolge ihre Beschäftigten — erfor-

derlichenfalls förmlich — zum Urlaubsverbrauch auffordern 

und ihnen klar und rechtzeitig mitteilen, dass und wann der 

Urlaub verfallen wird. Die Beweislast dafür tragen die Dienst-

geber (EuGH, 16.03.2006, verb. Rs. C-131/04 und C-257/04, 

Robinson-Steele u. a.). Können Dienstgeber nicht nachweisen, 

dass sie mit aller gebotenen Sorgfalt gehandelt haben, um ihre 

Beschäftigten tatsächlich in die Lage zu versetzen, den ihnen 

zustehenden Urlaubsanspruch wahrzunehmen, verstieße das 
Erlöschen des Urlaubsanspruchs gegen Art. 7 der AZ-RL (EuGH, 

06.11.2018, Rs. C-619/16, Kreuziger). Ein Urlaubsverfall darf 

zudem nicht automatisch eintreten. Es muss eine vorherige 

Prüfung statt昀椀nden, ob Beschäftigte von ihren Dienstgebern 
z. B. durch angemessene Aufklärung tatsächlich in die Lage 

versetzt wurden, den Urlaubsanspruch wahrzunehmen (EuGH, 

06.11.2018, Rs. C-684/16, Shimizu; EuGH, 22.09.2022,  

Rs. C-120/21, LB).
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Im Ergebnis bedeutet dies für Dienstgeber, dass

(i)    Beschäftigte auf die Möglichkeit zum Urlaubsverbrauch  

hinzuweisen sind und

(ii)  die faktische Möglichkeit dafür geschaffen werden muss, 

dass der Urlaub von den Beschäftigten auch tatsächlich 

(vor Eintritt der Verjährung) in natura genommen werden 

kann. Ist der Nichtverbrauch auf Umstände zurückzufüh- 

ren, die der Dienstgeber zu verantworten hat, kann es zu 

keinem zeitbedingten Untergang des Urlaubsanspruchs 

mehr kommen (EuGH, 29.11.2017, C-214/16, King).

Im Sinne der EuGH-Rechtsprechung hat nunmehr auch der 

Oberste Gerichtshof entschieden. In der kürzlich veröffentlich-

ten Entscheidung vom 27.06.2023 zu 8 ObA 23/23z wurde 

die Nichtverjährung von Alt-Urlaubsansprüchen angenommen, 

da der Dienstgeber seiner Aufforderungs- und Hinweisver-

p昀氀ichtung nicht nachgekommen sei, was einer Verjährung des 
Urlaubsanspruchs nach Art. 7 Abs. 1 der AZ-RL entgegenstehe.

Konsequenzen der Hinweisp昀氀icht von Dienstgebern  
für die Praxis?

Ein bloß allgemeiner Hinweis im Dienstvertrag auf den Verfall 
von Urlaubsansprüchen wird den Anforderungen des EuGH 

nicht gerecht werden.

Dienstgebern ist daher anzuraten, ihren Beschäftigten recht-

zeitig in jedem Urlaubsjahr (möglichst zu Beginn) eine schrift-

liche Mitteilung zukommen zu lassen, aus der sich der konkrete 

Urlaubsanspruch ergibt und mit der die Beschäftigten — unter 

Hinweis auf die Verjährung — ausdrücklich aufgefordert werden, 

ihren Urlaub innerhalb des Urlaubsjahres in Anspruch zu 

 nehmen. Dies setzt letztlich eine laufende Überwachung der 

Urlaubsansprüche der Beschäftigten voraus. 

Bei Verletzung dieser Hinweisp昀氀icht droht das Risiko, dass die 
Einrede der Verjährung trotz der nationalen Verjährungsbe-

stimmung im UrlG aufgrund gegebener Unionsrechtswidrigkeit 

nicht greift und der Urlaubsanspruch weiterhin besteht. Dies 

kann auch Auswirkungen auf die Abgeltung offener Urlaubs-

ansprüche bei Beendigung des Dienstverhältnisses haben. 

„Alturlaub“ ist nach § 10 Abs. 3 UrlG in voller Höhe abzugel-

ten. Die Abgeltung gebührt für nicht verjährten Urlaub. Kann 

der Anspruch infolge Verletzung der Hinweisp昀氀icht nicht ver-
jähren, ist er somit abzugelten. Dies kann dazu führen, dass 

auch noch ein bereits vor mehr als drei Jahren entstandener 

Urlaubsanspruch abzugelten ist. Dies ist auch insofern von  

Brisanz, als mit der Begründung der mangelnden Verjährung 

von früheren Mitarbeitenden Ersatzzahlungen für von Dienst-

gebern nicht abgegoltene Alt-Urlaubsansprüche aus bereits 

beendeten Dienstverhältnissen begehrt werden könnten.

RESÜMEE
Der EuGH bejaht eine unmittelbare Anwendung 

des § 31 Abs. 2 der Grundrechtecharta zwischen 

Privaten.

Nach EuGH-Rechtsprechung kann Urlaub nicht 

verjähren, wenn Dienstgeber ihre Beschäftigten 

nicht durch aktive Aufforderung zum Urlaubsver-

brauch in die Lage versetzen, den ihnen zuste-

henden Urlaub zu nehmen, und sie nicht auf eine 

drohende Urlaubsverjährung hinweisen. 

Werden die unionsrechtlichen Grundsätze durch 

den Dienstgeber verletzt, besteht auch unter 

Berücksichtigung der kürzlich ergangenen OGH-

Entscheidung zu 8 ObA 23/23z das Risiko, dass 

die Einrede der Urlaubs verjährung ins Leere geht 

und offene Alt urlaubsansprüche nicht verjäh- 

ren. Allerdings sollte das nur für jene Alt-Urlaubs-

ansprüche gelten, die den unionsrechtlich gesi-

cherten Jahresurlaub von vier Wochen umfassen. 

Für darüber hinausgehende Alt-Urlaubsansprüche, 

die aus der Nichtkonsumation der fünften und/

oder sechsten Urlaubswoche resultieren, bietet 

das Unionsrecht u. E. keine Grundlage.
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Zivilrecht

Ein vertraglicher Verzicht auf Gewährleistungsansprüche ist 

auch wegen verborgener Mängel zulässig.

OGH, 31.05.2023, 5 Ob 60/23v

Zivilrecht

Verzichtserklärungen sind im Zweifel restriktiv auszulegen. 

Ein Gewährleistungsausschluss für Baumängel darf nicht  

auch auf Rechtsmängel erstreckt werden. Ein vertraglicher 

Gewährleistungsverzicht erstreckt sich nicht auf das Fehlen 

ausdrücklich oder schlüssig zugesicherter Eigenschaften.

OGH, 31.05.2023, 5 Ob 60/23v

Konsumentenschutz

Nach § 6 Abs. 1 Z. 1 KSchG sind für den Verbraucher Vertrags-

bestimmungen i. S. d. § 879 ABGB, nach denen er während 

einer unangemessen langen Frist an den Vertrag gebunden 

ist, nicht verbindlich. Diese Norm bietet daher auch für Dauer-

schuldverhältnisse einen im Einzelfall anhand einer Interessen-

abwägung auszufüllenden Orientierungsrahmen. Maßgebend 
ist dabei eine Gesamtbeurteilung wesentlicher Elemente des 

Schuldverhältnisses.

OGH, 31.05.2023, 5 Ob 64/23g

Immobilienrecht

Aus § 484 ABGB folgt, dass der Belastete berechtigt ist, den 

über sein Grundstück führenden Weg auch ohne Zustimmung 

des Berechtigten an eine andere Stelle zu verlegen, wenn  

der neue Weg dem Zweck der Dienstbarkeit vollkommen ent-

spricht. Das Recht zur Verlegung ergibt sich aus der P昀氀icht 
zur tunlichsten Schonung der Sache und daraus, dass sich der 

Berechtigte alle Maßnahmen des Verp昀氀ichteten gefallen las-

sen muss, die die Ausübung nicht ernstlich erschweren oder 

gefährden. Durch die Verlegung treten kein Erlöschen der 

Dienstbarkeit und keine Unterbrechung der Ersitzung ein. 

OGH, 24.05.2023, 8 Ob 26/23s

Mietrecht

Zu den in § 1104 ABGB ausdrücklich genannten Elementar-

ereignissen gehört die „Seuche“, und COVID-19 ist ein solcher 

Fall. Die aus dem Elementarereignis resultierenden hoheit-

lichen Eingriffe (Betretungsverbote für bestimmte Geschäfts-

lokale) hatten zur Folge, dass diese Objekte „gar nicht gebraucht 

oder benutzt werden“ konnten.

OGH, 31.05.2023, 9 Ob 98/22k

Gesellschaftsrecht

Verletzen Gesellschafter, Geschäftsführer und Prokuristen 

einer GmbH ein zwischen einem Dritten und der GmbH verein-

bartes Konkurrenzverbot, muss sich die GmbH aufgrund ergän- 

zender Vertragsauslegung diese Verstöße zurechnen lassen, 
zumal es die GmbH in der Hand hatte, das vertragswidrige 

Verhalten zu verhindern. 

OGH, 24.05.2023, 7 Ob 20/23a

Gesellschaftsrecht

Normadressaten des Verbots der Einlagenrückgewähr sind 

die Gesellschaft und der Gesellschafter, nicht aber ein Dritter. 

§ 83 Abs. 1 GmbHG und § 56 AktG räumen der Gesellschaft 

einen Rückgewähranspruch gegen den Gesellschafter ein. Dritte 

sind bei Kollusion und grober Fahrlässigkeit rückgabep昀氀ichtig. 
Die für Kreditinstitute als Dritte aufgestellten Grundsätze gel-

ten auch für Dritte, die für andere Ansprüche als Kredite 

Sicherheiten empfangen.

OGH, 17.05.2023, 6 Ob 24/23g

Datenschutz

Die Zustimmungserklärung muss zu übermittelnde Datenarten, 

deren Empfänger und den Übermittlungszweck abschließend 
bezeichnen; mit einer solchen Klausel muss der Betroffene 

nicht im „Kleingedruckten“ rechnen. Eine Klausel, die eine 

Zustimmungserklärung zur Weitergabe an unbestimmte Emp-

fänger enthält, ist intransparent i. S. d. § 6 Abs. 3 KSchG. 

OGH, 17.05.2023, 6 Ob 222/22y
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